
W i r t s c h a f t s p o l i t i k  v e r. d i

Höhere Löhne, Steuergerechtigkeit, 

Sozialstaat stärken

Höchste Zeit für 1 

mehr Gerechtigkeit

Reichtum in Deutschland 2

Armut in Deutschland 4

Öffentliche Armut durch 6 

private Reichtumspflege

Alles eine Frage der Verteilung 8

Politik der Umverteilung 10

Neoliberalismus 12 

und Globalisierung 

Ungleichheit produziert Krisen 14

Umverteilung produziert Schulden 16

Vermögensteuer und 18 

Vermögensabgabe

Steueroasen und Trutzburgen 20

Fair teilen jetzt! 22

Fair teilen! 



Herausgeber:

ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand

Ressort 1

Paula-Thiede-Ufer 10

10179 Berlin

Verantwortlich:

Frank Bsirske

Bearbeitung:

Bereich Wirtschaftspolitik

Dr. Dierk Hirschel

Ralf Krämer

Dr. Sabine Reiner

Dr. Norbert Reuter

Anita Weber

Kontakt:

Wirtschaftspolitik@verdi.de

www.wipo.verdi.de

Karikaturen:

Reinhard Alff

Gestaltung und Satz:

VH-7 Medienküche GmbH, 70372 Stuttgart

www.vh7-m.de

Druck:

alpha print medien AG, Darmstadt

W-3061-02-0313

Mai 2013



1Deutschland ist ein reiches Land, 
und dieser Reichtum ist in den 

vergangenen Jahren und Jahrzehn­
ten weiter gewachsen. Doch bei 
der Mehrheit der Bevölkerung ist 
davon wenig oder nichts angekom­
men. Die Beschäftigten haben 
 heute nicht mehr Kaufkraft als im 
Jahr 2000. Zwischenzeitlich waren 
die Reallöhne sogar gesunken. 

Die Zahl der Armen ist gestie­
gen, Millionen sind arm trotz 
 Arbeit. Öffentliche und soziale 
Leistungen wurden in vielen Berei­
chen verschlechtert, viele öffent­
liche Einrichtungen und Verkehrs­
wege sind in einem jämmerlichem 
Zustand.

Die soziale Kluft wird größer
Die Börsenschwergewichte mel­

den dagegen Rekordgewinne, ihre 
Manager erhalten millionenschwe­
re Rekordgehälter. Die Milliardäre 
und Multimillionäre haben sich 
vom Schock der Finanzkrise längst 
erholt, ihr Vermögen wächst 
 rasant. 

Gerettet wurden die Reichen, 
Banken und Konzerne vom Staat, 
der dafür gewaltige zusätzliche 
Schulden aufnehmen musste. Doch 
die Steuerbelastung der Geretteten 
ist heute viel niedriger als in frühe­
ren Jahrzehnten. Auch Steuerflucht 
und Steuerbetrug haben ein ge­
waltiges Ausmaß, wie immer neue 
Enthüllungen aufdecken.

„Wohlstand für alle“ und „Leis­
tung soll sich lohnen“ – diese Ver­
sprechen klingen heute hohl. Stei­
gende Löhne und der Ausbau des 
Sozialstaats wurden durch starke 
Gewerkschaften und die ihnen 
 verbundenen politischen Organisa­
tionen erstritten. Doch seit den 
1970er­Jahren hat die „neoliberale 
Konterrevolution“ dafür gesorgt, 
dass die Ungleichheit weltweit 
 wieder massiv gestiegen ist.

Die Menschen spüren das 
 Problem. Das haben repräsentative 
 Befragungen ergeben. Fast 90 Pro­
zent halten die Einkommensunter­
schiede in Deutschland für zu 
groß. Nur 15 Prozent finden die 
Verteilung der Einkommen und 
Vermögen in Deutschland gerecht. 
Zwei Drittel sind der  Meinung, die 
soziale Gerechtigkeit habe in den 
vergangenen Jahren abgenommen, 
und die Politik habe dazu beigetra­
gen.

Ein Richtungswechsel ist nötig
Die Themen Verteilungsgerech­

tigkeit und Steuergerechtigkeit  
sind in der politischen Debatte an­
gekommen. An der Haltung dazu 
wird deutlich, wessen Interessen 
die verschiedenen Verbände und 
Parteien vertreten. Wir wollen sie 
vor allem an ihren Taten messen.

ver.di kämpft für höhere Löhne, 
Steuergerechtigkeit und einen leis­
tungsfähigen Sozialstaat. Gemein­
sam mit anderen Gewerkschaften, 
Sozialverbänden und Organisatio­
nen und im Bündnis „Umfairteilen 
– Reichtum besteuern“ machen  
wir Druck für eine bessere Politik.

Wachsender privater 
 Reichtum steht zuneh­
mender persönlicher  
und öffent licher Armut 
 gegenüber.

!

„Soziale Marktwirtschaft“ 
war gestern, Kapitalismus 
pur ist heute, mehr 
 Gerechtigkeit gibt es  
nicht geschenkt.

!
Höchste Zeit für mehr Gerechtigkeit



2 Deutschland ist so reich wie nie 
zuvor. Das gesamte Vermögen 

der privaten Haushalte –  Geld­, 
Sach­ und  Immobilienvermögen ab­
züglich Verbindlichkeiten – beläuft 
sich auf über neun Billionen Euro. 
Statistisch besitzt jeder Bürger, jede 
Bürgerin über 100.000 Euro.

In der Praxis sieht das jedoch an­
ders aus. Das Vermögen liegt in we­
nigen Händen. Das reichste  Promille 
– etwa 70.000 Personen – besitzt 
davon 23 Prozent oder 2.000 Milliar­
den Euro. Das reichste Prozent sitzt 
auf 3.200 Milliarden Euro. Dies ent­
spricht rund 36 Prozent des Gesamt­
vermögens. Das reichste Zehntel ver­
fügt über mehr als zwei Drittel des 
Vermögens. Die Hälfte der Bevölke­
rung hat hingegen fast gar nichts.

Die Superreichen, also die Alb­
rechts, Quandts und Ottos dieser 
Republik haben die Krise längst 
hinter sich. Ihre Tresore platzen  
aus allen Schweißnähten. Die 100 
reichsten Deutschen besitzen ins­
gesamt über 300 Milliarden Euro. 
Zwischen Garmisch­Partenkirchen 
und Sylt leben über 800.000 Millio­
näre. Die Superreichen haben 
 große Aktienpakete, Immobilien 
oder Grund und Boden.

Die Managergehälter haben sich 
von der Lohn­ und Gehaltstruktur 
der Unternehmen völlig entkoppelt. 
2012 bekamen die Vorstandsvorsit­
zenden der Börsenschwergewichte 
im Schnitt 5,3 Millionen Euro aus­
gezahlt. Spitzenverdiener war der 
VW­ Vorstandsvorsitzende Winter­
korn mit 14,6 Millionen Euro, 
 gefolgt vom Daimler­Chef Zetsche 
mit 8,7 Millionen Euro Jahres­
gehalt. 

Darüber hinaus explodierten die 
Gehälter der Investmentbanker, 
Börsenmakler und Fondsmanager. 
Sie profitierten vom Boom der 
 Kapitalmärkte. Ein Anreizsystem 
aus Boni und Provisionen schuf  
die Grundlage für Gehaltsexzesse. 
Im Mittelpunkt standen nicht die 
Bedürfnisse der Kunden, sondern 
allein Umsatz und Gewinn. 

Reichtum ohne Leistung
Woher kommt der Reichtum? 

Wer reich ist, hat angeblich hart 
gearbeitet. Hohe Einkommen und 
Vermögen gelten hierzulande als 
Ausdruck und Ergebnis hoher Leis­
tungsfähigkeit. Je höher das Ein­
kommen, desto höher die Leistung. 
Diese Ideologie vernebelt bis heute 
die Köpfe. 

Die Realität ist eine Andere. Ein­
kommensunterschiede  lassen sich 
häufig nicht mit unterschiedlichen 
Qualifikationen, Arbeitszeiten und 
Verantwortung erklären. Entschei­
dend sind vielmehr Eigentum, wirt­
schaftliche Macht, soziale  Herkunft 
und Geschlecht. Wer hart  arbeitet, 
bleibt hierzulande immer häufiger 
arm. Altenpfleger, Busfahrer und 
Fachverkäuferinnen malochen über 
50 Stunden die Woche und haben 
am Monatsende weniger als 1.500 
Euro auf dem Konto. Für den Ta­
gesverdienst von VW­Chef Winter­
korn – 40.000 Euro – müsste eine 
Altenpflegerin mehr als zwei Jahre 
arbeiten. Und für das Jahresgehalt 
des Deutschbankers Jain  arbeitet 
eine Erzieherin 200 Jahre.

Die Deutschen sind so reich 
wie nie zuvor. Statistisch 
hat jeder Bürger, jede 
 Bürgerin ein Vermögen  
von über 100.000 Euro.

!

Extreme Einkommensun­
terschiede sind auf Eigen­
tum und wirtschaftliche 
Macht, soziale Herkunft 
und Geschlecht zurückzu­
führen, nicht auf unter­
schiedliche Leistung.

!

Reichtum in Deutschland

Ein Prozent der Bevölkerung besitzt fast 40 Prozent
Verteilung des Nettovermögens privater Haushalte

Anordung der Bevölkerung nach ihrem Vermögen

– 0,2%

die ärmsten
20 Prozent

3. Dezil 4. Dezil 5. Dezil 6. Dezil 7. Dezil 8. Dezil 9. Dezil die reichsten
10 Prozent

0,1% 0,4% 1,1% 2,4%
5,0%

9,1%

das reichste
Promille (0,1%):

22,5%

das reichste 
Prozent der 

Bevölkerung:
35,8%

15,4%

66,6%

Vermögen ist sehr ungleich verteilt. In Deutschland besitzt das reichste Promille der Bevölkerung  
fast ein Viertel des gesamten Vermögens. Die oberen zehn Prozent besitzten zwei Drittel. Die Hälfte der 
Bevölkerung dagegen hat praktisch kein Vermögen.
Quelle: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) 2011

Fair teilen!



3Die Quellen des Reichtums
Reichtum basiert auf gesell­

schaftlicher Arbeit. Der Gewinn 
 eines Unternehmens entsteht nicht 
durch die persönliche Leistung des 
Managements oder der Eigentümer, 
sondern durch die Arbeit der ge­
samten Belegschaft. Für die Top­
gehälter der Unternehmenslenker 
gibt es keine ökonomische Recht­
fertigung. Die Eigentümerfamilien 
Quandt und Porsche werden über 
Nacht reicher, ohne auch nur einen 
Finger gerührt zu haben. Dividen­
den und steigende Aktienkurse 
machen es möglich.

Reichtum ist immer auch Ergeb­
nis von Ausbeutung. Die Gebrüder 
Albrecht, Anton Schlecker oder der 
Gründer des Textildiscounters Kik 
verdanken ihren wirtschaftlichen 
Erfolg auch dem Lohndumping. 
Der Gewinn speist sich aus der 
 Erwerbsarmut der Beschäftigten  
im In­ und Ausland.

Reichtum entsteht aber auch 
durch Umstände, die die selbst 
 ernannten Leistungsträger nicht  
zu verantworten haben. Zins­ und 
Mieteinnahmen oder steigende  
Immobilienpreise mehren das Ver­
mögen ohne dass die Eigentümer 
dafür arbeiten müssen. Die Profi­
teure explodierender Mieten und 
Häuserpreise verdanken ihre 
 Gewinne lediglich ihrem Eigentum 
sowie einer verfehlten Stadtent­
wicklung und Wohnungspolitik. 

Ein weiteres Beispiel sind die 
Renditen auf den Finanzmärkten. 
Die Gewinne eines Investment­
fonds oder einer Vermögens­
verwaltung sind der Marktent­
wicklung geschuldet – von der 
Sinnhaftigkeit von Devisen­, 
 Rohstoff­ und Zinswetten ganz  
zu schweigen. 

Das extremste Beispiel leis­
tungsloser Einkommen sind große 
Erbschaften. Jedes Jahr werden 
rund 260 Milliarden Euro vererbt. 
Der Vermögenstransfer von Alt  
zu Jung erfolgt häufig nach dem 
Matthäus­Prinzip: Wer hat, dem 
wird gegeben. Dies gilt besonders 
für die Superreichen. Von den  
10 reichsten Deutschen haben 
sechs geerbt. So wird das 
Leistungs prinzip außer Kraft 
 gesetzt. 

Wer reich ist, hat häufig andere 
für sich arbeiten lassen oder Glück 
gehabt. Sei es durch die Gnade  
der Geburt, sei es durch den Zufall 
zur richtigen Zeit am richtigen Ort 
gewesen zu sein. Es ist Aufgabe 
der Politik diese ungerechten Ver­
teilungsverhältnisse zu korrigieren. 
Deswegen muss die Entstehung 
und Verteilung der Einkommen 
stärker reguliert werden. Dafür 
muss die Verhandlungsmacht der 
Beschäftigten und ihrer Gewerk­
schaften gestärkt werden. Mieten 
müssen staatlich kontrolliert wer­
den. Und hohe  Einkommen und 
Vermögen müssen durch höhere 
Steuern für das  Gemeinwohl nutz­
bar gemacht werden.

Wer reich ist, hat häufig 
Glück gehabt. Sei es durch 
die Gnade der Geburt,  
sei es durch Zufall.!



4 „Armut nimmt zu“, „So viele 
Arme wie nie“, „Zahl der 

Armen in Deutschland wächst 
 rasant“ – solche und ähnliche 
Schlagzeilen waren in letzter Zeit 
immer wieder zu lesen.

Mehr Reichtum – mehr Armut
Der Anteil Armer – auch „Ar­

mutsrisikoquote“ genannt – ist in 
Deutschland nach Angaben der EU 
von 12,5 Prozent im Jahr 2006 auf 
15,8 Prozent im Jahr 2011 ange­
stiegen. Im gleichen Zeitraum  
ist das Bruttoinlandsprodukt real, 
Preissteigerung also abgezogen, 
um über sechs Prozent gestiegen. 
Der Zuwachs ist nicht zum Abbau 
relativer Armut genutzt worden.  
Im Gegenteil.

Von Armut sind Alleinerziehen­
de, Erwerbslose und Kinder beson­
ders  betroffen. Der Anteil armer 
Kinder liegt je nach Statistik mit 
rund 17 bis 20 Prozent noch ein­
mal deutlich über dem Anteil  aller 
Armen an der Bevölkerung. Damit 
leben in Deutschland bis zu drei 

Millionen Kinder, also fast jedes 
sechste Kind, in Armut. Arme Kin­
der ernähren sich zum Beispiel un­
gesünder und haben oft nicht ein­
mal einen Platz um vernünftig ihre 
Hausaufgaben zu machen.

Auch Frauen sind besonders  
oft arm. Sie verdienen im Durch­
schnitt ein Fünftel weniger als ihre 
männlichen Kollegen. Zudem 
 arbeiten sie mehrheitlich in Teilzeit 
und ihre  Erwerbsbiografie weist 
häufig  Unterbrechungen wegen 
 Erziehungszeiten auf.

Besonders betroffen sind auch 
Menschen mit Migrationshinter­
grund. Ihr Armutsrisiko ist mehr  
als doppelt so hoch wie das der 
Bevölkerung ohne Migrationshin­
tergrund. 

Kinderarmut ist mehr als 
nur wenig Geld zu haben. 
Armut ist erblich, mahnt 
das Deutsche Kinderhilfs­
werk.

!

Fair teilen!

Armut in Deutschland

Armutsrisiko für Arbeitslose extrem hoch
Armutsgefährdungsquoten verschiedener Bevölkerungsgruppen 2011
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15,1 Prozent aller Menschen in Deutschland gelten als arm. D. h. sie müssen mit weniger als 60 Prozent 
des mittleren Einkommens der gesamten Bevölkerung auskommen. Einzelne Bevölkerungsgruppen sind 
besonders betroffen. Bei Alleinerziehenden sind es 37,1 Prozent, bei Arbeitslosen sogar knapp 68 Prozent.  
Quelle: Statistisches Bundesamt, Leben in Europa (EU-SILC)

Wer ist arm?
Absolute Armut gibt es in Entwicklungsländern: Nach einer Defi nition 
der Vereinten Nationen gilt als arm, wer weniger als einen  US­Dollar 
am Tag zum (Über­)Leben hat. 
In entwickelten Industriestaaten wie der Bundesrepublik ist hingegen 
die relative Armut entscheidend. Als einkommensarm bzw. „armutsge­
fährdet“ gelten hier Menschen, die weniger als 60 Prozent des nach 
Haushaltszusammensetzung gewichteten mittleren Nettoeinkommens 
der Bevölkerung haben. 
Derzeit macht dies nach den Angaben des Mikrozensus einen Betrag von 
rund 850 Euro für einen Single und knapp 1.800 Euro für eine Familie 
mit zwei Erwachsenen und zwei Kindern unter 14 Jahren aus. Danach 
sind in Deutschland rund 12,4 Millionen Menschen einkommensarm.



5Immer größerer  
Niedriglohnsektor

Eine wesentliche Ursache für 
den Anstieg der Armut in Deutsch­
land ist die Ausweitung des Nied­
riglohnsektors. 2010 arbeiteten 
23,1 Prozent aller Beschäftigten – 
fast acht Millionen Menschen – für 
einen Niedriglohn von unter 9,15 
Euro brutto die Stunde. Rund 4,1 
Millionen Beschäftigte (12 Prozent) 
verdienen sogar weniger als sieben 
Euro, 1,4 Millionen nicht einmal 
fünf Euro. Zwischen 1995 und 
2010 ist die Zahl der Beschäftigten 
im Niedriglohnsektor um mehr als 
2,3 Millionen gestiegen. Ihr durch­
schnittlicher Stundenlohn lag 2010 
im Osten bei 6,52 Euro und im 
Westen bei 6,68 Euro brutto. Eine 
deutliche Spaltung der Einkommen 
ist die Folge: Während diejenigen 
mit hohen Einkommen deutlich zu­
legen konnten, verschlechterte sich 
die Einkommenssituation der ge­
samten unteren Hälfte der Beschäf­
tigten deutlich.

Altersarmut droht  
dramatisch zu steigen

Eine weitere Folge dieser 
 Entwicklung ist eine zunehmende 
 Altersarmut. Ursachen sind der 
drastische Abbau des Renten­
niveaus seit dem Jahr 2001, die 
Langzeit arbeitslosigkeit und die 
starke Ausweitung des Niedrig­
lohnsektors. Laut Arbeitsministerin 
von der Leyen müssen alle, die 
 weniger als 2.500 Euro brutto ver­
dienen und keine private Vorsorge 
 betreiben, zukünftig selbst nach  
35 Beschäftigungsjahren „mit dem 
Tag des Renteneintritts den Gang 
zum Sozialamt antreten.“ Für im­
mer mehr Menschen wird aber ein 
dauerhaftes durchschnittliches Ein­
kommen oberhalb von 2.500 Euro 
zur reinen Utopie. Erst recht eine 
private Vorsorge! 

Arme sterben früher
Untersuchungen zum Zusam­

menhang von Armut und Gesund­
heit haben immer wieder gezeigt, 
dass viele Erkrankungen, gesund­
heitliche Risiken und Beschwerden 
vermehrt bei armen Menschen 
 vorkommen. Aber nicht nur das: 
Sie sterben auch früher. Zahlen  
des Robert­Koch­Instituts zeigen, 
dass die mittlere Lebenserwartung 
armer Frauen um rund acht Jahre 
unter der von Frauen aus hohen 
Einkommensgruppen liegt. Bei 
Männern beträgt die Differenz 
 sogar 11 Jahre.

Armut ist nicht nur für die 
 Betroffenen schlimm. Auch für die 
Gesellschaft hat Armut negative 
Folgen. Seit Langem ist ein klarer 
Zusammenhang zwischen Höhe 
und Ausmaß an Armut einerseits 
und Kriminalität und Gewalt ande­
rerseits belegt. So warnte der 
 Vizepräsident des Bundeskriminal­
amtes davor, dass steigende soziale 
Ungleichheit Jugendkriminalität 
fördert und massiv zur Radikalisie­
rung von Jugendlichen beiträgt. 
Soziologen weisen zudem darauf 
hin, dass mit zunehmender sozialer 

Ungleichheit auch „Versagens­
erlebnisse“ und Demütigungen 
 zunehmen, die die Saat für Gewalt 
darstellen.

Mehr Gleichheit für  
ein gutes Leben

Eine international hoch beach­
tete Studie mit dem Titel „Gleich­
heit ist Glück“ hat den gesell­
schaftlichen Nutzen von mehr 
Gleichheit untermauert. Die 
 Autoren Richard Wilkinson und 
Kate Pickett weisen auf die hohen 
Kosten von ungleichen Lebens­
verhältnisse hin: Je ungleicher die 
 Einkommens­ und Vermögensver­
hältnisse, desto mehr psychische 
Erkrankungen, gesundheitliche 
Mängel und Gewalt und Drogen­
konsum gibt es. Auch die Lebens­
erwartung ist deutlich niedriger. 

Arme Menschen haben 
nicht nur einen niedrigeren 
Lebensstandard – sie sind 
auch häufiger krank und 
sterben deutlich früher.

!

Es besteht ein klarer Zusam­
menhang zwischen wach­
sender sozialer Ungleich­
heit und zunehmender 
Gewalt und Kriminalität. 

!

Laut einer aktuellen OECD­
Studie wächst die Kinder­ 
und Jugendarmut in 
Deutschland so stark wie in 
keinem anderen vergleich­
baren Industrieland.

!

„Ich habe fünf Geschwister – drei Brüder und zwei Schwestern. Die 
Älteste ist schon 17, die Jüngste erst vier Jahre alt. Wir wohnen alle 
in einer Wohnung in Neuperlach. Weil wir nicht so viel Geld haben, 
gibt es in unserer Wohnung fast keine Möbel. Eigentlich nur Tisch, 
Stühle und Betten. Ich teile mir mein Zimmer mit meinem Zwillings­
bruder. Wir schlafen gemeinsam in einem Bett. (…) Dass wir nicht 
so viel Geld haben, ist schon oft schlimm. Mein Vater arbeitet in 
 einer Fabrik. (…) Aber das Geld, das er verdient, reicht nicht für 
uns alle. Beim Wandertag in der Schule hätte ich beinahe nicht 
mitmachen können.“ 
 Nikos (12) aus München, www.süddeutsche.de, vom 17. Mai 2010



6 Öffentliche Armut ist allgegen­
wärtig und unübersehbar. 

 Fehlende Lehrer und Erzieherinnen, 
geschlossene öffentliche Biblio­
theken und Jugendclubs, marode 
Schulen und Universitäten, schlag­
lochübersäte Straßen, einsturzge­
fährdete Brücken… Die Liste ließe 
sich beliebig fortsetzen.

Dennoch wird immer wieder 
behauptet, der Staat habe genü­
gend Einnahmen. Er müsse nur 
besser mit dem Geld umgehen. 
Schließlich „sprudelten“ die Steuer­
einnahmen“ wie nie. Richtig ist, 

dass die Steuereinnahmen nach 
dem Einbruch infolge der Wirt­
schaftskrise 2008 zuletzt wieder 
deutlich gestiegen sind. Gestiegen 
ist aber auch der produzierte 
Reichtum. Die Steuerquote, der 
Anteil der Steuereinnahmen am 
Bruttoinlandsprodukt, liegt heute 
unter den Werten der 1970er­ 
Jahre. Sie liegt ebenfalls unter dem 
Niveau vergleichbarer Länder.

Kürzen, streichen, abbauen
Der Staat fährt seit Langem 

 einen Schrumpfkurs. Diese Politik 
hat tiefe Spuren hinterlassen. Etwa 
bei der öffentlichen Beschäftigung. 
Sie beträgt nicht einmal mehr  

15 Prozent der Gesamtbeschäfti­
gung. Sogar in den USA sind im 
Verhältnis mehr Menschen beim 
Staat angestellt. Kein Wunder: In 
Deutschland fielen seit 1991 ins­
gesamt 2,1 Millionen Arbeitsplätze 
im öffent lichen Dienst weg. Privati­
sierung hieß das Zauberwort. Doch 
zwischenzeitlich wissen wir, dass  
es für die Bürgerinnen und Bürger 
vielfach teurer und schlechter wur­
de. Und der Staat am Ende sogar 
noch draufzahlen musste – etwa 
wenn er die abgesenkten Löhne 
der Beschäftigten der privaten 
Müllabfuhr aufstocken muss.

Bund, Länder und Kommunen 
investieren auch weniger in die 
 Zukunft. 1970 wurden für öffent­
liche Investitionen noch knapp fünf 
Prozent der Wirtschaftsleistung 
aufgewendet. 2012 waren es nur 
noch 1,5 Prozent. Bei der Bildung 
ist Deutschland im internationalen 
Vergleich weiter abgerutscht. 2009 
hat der Staat für Bildung gerade 
einmal 5,1 Prozent gemessen am 
Bruttoinlandsprodukt ausgegeben. 
Im Schnitt geben die Industrie­
länder 5,8 Prozent aus. 

Vorbild skandinavische Länder
Die skandinavischen Länder zei­

gen, dass es auch besser geht. Hier 
liegen die Steuern und Abgaben 
deutlich höher als in Deutschland. 
Dies ist aber gesellschaftlich akzep­
tiert, weil so ein gut ausgebauter 
und leistungsfähiger öffentlicher 
Sektor finanziert werden kann. 
Kein Wunder, dass diese Länder  
bei internationalen Vergleichen – 
etwa beim Bildungssystem – immer 
 wieder hervorragend abschneiden.

Wachsende öffentliche 
 Armut und hochkonzen­
trierter privater Reichtum 
sind zwei Seiten einer 
 Medaille. 

!

Der deutsche Staat leistet 
zu wenig, um die Zukunfts­
fähigkeit der Gesellschaft 
zu sichern. !

Fair teilen!

Öffentliche Armut durch  
private Reichtumspflege

Steuer- und Abgabenquoten im Vergleich
2011, in Prozent des Bruttoinlandsprodukts
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Die Belastung mit Steuern und Sozialbeiträgen liegt in Deutschland deutlich unter dem europäischen 
Durchschnitt. Die Steuerbelastung von Vermögen und Gewinnen ist besonders niedrig. Hätte Deutsch-
land die Steuer- und Abgabenquoten von Schweden oder Frankreich würde der Staat fast 200 Milliar-
den Euro mehr einnehmen.
Quelle: OCED, Revenue Statistics 2012



7 Dafür braucht es aber genügend 
gut ausgebildete und bezahlte 
 Lehrerinnen und Pädagogen. Um 
das durchschnittliche Niveau der 
skandinavischen Länder zu errei­
chen, müssten hierzulande rund 
sieben Millionen Beschäftigte mehr 
in den öffentlichen Bereichen für 
Bildung, Forschung und Entwick­
lung, Kultur, Gesundheit und 
 Pflege tätig sein.

Steigende Verschuldung
Selbst die offensichtlich unge­

nügenden Ausgaben konnte der 
deutsche Staat nicht aus laufenden 
Einnahmen finanzieren. Bund, 
 Länder und Gemeinden mussten 
sich Jahr für Jahr verschulden. 
Ende 2012 sind die Schulden aller 
öffentlichen Haushalte auf über 
2.150 Milliarden Euro gestiegen. 
Wissenschaftliche Studien beschei­
nigen daher dem deutschen Staat, 
dass er „strukturell unterfinan­
ziert“ ist. 

Besonders dramatisch ist die 
 Situation in den Kommunen. Hier 
stauen sich notwendige Investitio­
nen schon seit Jahrzehnten – bei 
Kanalisationen, Schulen, Sportstät­
ten, öffentlichen Krankenhäusern 
und Pflegeeinrichtungen, Feuer­
wehren, Straßen, Brücken, Verwal­
tungsgebäuden. Das Deutsche 
 Institut für Urbanistik (Difu) hatte 
bereits 2008 für die Jahre 2006 bis 

2020 einen kommunalen Investiti­
onsbedarf von insgesamt 704 Milli­
arden Euro ermittelt. Gemessen 
daran  investieren die Kommunen 
deutlich zu wenig. Es droht der 
weitere  Zerfall der Infrastruktur.

Öffentliche Armut –  
privater Riesenreichtum

Statt den wachsenden Reichtum 
zur Finanzierung notwendiger ge­
samtgesellschaftlicher Aufgaben zu 
nutzen, hat der Staat geradezu das 
Gegenteil getan: Mit immer neuen 
 Steuergeschenken hat er seine 
 Einnahmen massiv geschwächt und 
gleichzeitig den privaten Reichtum 
gefördert. 

Die Steuerausfälle durch die 
Steuersenkungen, die seit 1998 
von der rot­grünen, der großen 
und dann der schwarz­gelben 
 Koalition durchgesetzt wurden, 
summieren sich im Zeitraum 2000 
bis 2012 auf rund 450 Milliarden 
Euro. Entlastet wurden dabei ganz 
besonders die Reichen. Dies hat 
dazu beigetragen, dass die priva­
ten  Nettogeldvermögen, also alle 
Geldvermögen abzüglich aller 
Schulden, auf über drei Billionen 
Euro gestiegen sind.  

Öffentliche Armut beseitigen – 
in die Zukunft investieren

Die öffentliche  Armut in 
Deutschland ist hausgemacht. Eine 
Folge der Ideologie den Staat zu­
gunsten des freien Marktes und 
der privaten  Gewinninteressen 
 zurückzudrängen. Deshalb ist eine 
Wende in der Steuerpolitik not­
wendig, die vor allem hohe Ein­
kommen, große Vermögen und 
 riesige Erbschaften  gerecht an der 
Finanzierung staat licher Aufgaben 
beteiligt. 

Auf diese Weise kann dauerhaft 
eine weitere Verschuldung des 
Staates vermieden  werden. Gleich­
zeitig können notwendige Aus­
gaben für Bildung,  Infrastruktur, 
Umwelt und öffent liche Daseins­
vorsorge finanziert und Millionen 
gute und sinnvolle Arbeitsplätze 
geschaffen werden.

Unzureichende Ausgaben 
bei gestiegenen Schulden 
zeigen: Der Staat hat  
ein massives Einnahme­
problem. 

!

Ein gerecht finanziertes 
Zukunftsinvestitions­
programm würde helfen, 
die Armut des Staates zu 
beseitigen und unserer 
 Gesellschaft eine gute 
 Zukunft zu sichern.

!



8 Die große Ungleichheit ist zu­
rückgekehrt. In keinem Indus­

trieland stieg die Ungleichheit  
so stark wie in Deutschland.

Die Verteilung des Volksein­
kommens auf Arbeit und Kapital 
erreichte eine historische Schief­
lage. Die preisbereinigten Löhne 
kamen seit 2000 nicht vom Fleck. 
Gleichzeitig  explodierten die  
realen Gewinn­ und Vermögens­
einkommen. Die Lohnquote – 
 Anteil der Bruttolöhne am Volks­
einkommen – lag vor der großen 
Krise (2007) mit 65 Prozent auf 
 einem Tiefstand. Die Gewinnquote 
– der Anteil der Einkünfte aus 
 selbst ständiger Tätigkeit und 
Kapital vermögen am Volkseinkom­
men –  kletterte in schwindelnde 
Höhen.

Die Ungleichheit stieg auch 
 unter den abhängig Beschäftigten. 
Die Bruttolöhne der ärmsten  
30 Prozent sanken im letzten 
 Jahrzehnt um rund ein Fünftel. 
Gleichzeitig kletterten die Spitzen­
einkommen der Manager, Bankvor­
stände und Unternehmensberater. 
Die Vorstandbezüge der Top­Mana­
ger verdoppelten sich seit der Jahr­
tausendwende. Heute bekommt 
der Vorstand eines Dax­30­Unter­
nehmens das 54­fache eines 
durchschnittlichen Angestellten. 
Vor 25 Jahren war es noch das 
14­fache.

Dass der Kapitalismus aus sich 
selbst heraus Ungleichheit produ­
ziert, ist nicht neu. Neu ist aber, 
dass der Sozialstaat die soziale 
Blindheit der Märkte immer weni­
ger korrigiert. So sind die Netto­
löhne der ärmsten 30 Prozent aller 
Beschäftigten im letzten Jahrzehnt 
um rund 16 Prozent gesunken. Das 
reichste Zehntel erzielte 2010 nach 
Steuern 16­mal so viel wie die 
ärmsten 10 Prozent. Zehn Jahre 
früher war es „nur“ das 13­fache.

Die Ungleichheit nahm auch bei 
den Haushaltseinkommen zu. Die 
Einkommensränder wuchsen und 
die Mittelschicht schrumpfte.  

Besonders ausgeprägt ist die 
Ungleichheit in der Vermögens­
verteilung. Hier reproduziert sich 
Ungleichheit über Generationen 
hinweg.

Die Kluft zwischen Arm und 
Reich wird gesellschaftlich leichter 
akzeptiert, wenn sozialer Aufstieg 
möglich ist. Dann sind Billigjobs  
oft lediglich eine Durchgangsstati­
on, vielleicht sogar ein Sprungbrett 
nach oben. Die Chancen einen  
gut bezahlten Job zu bekommen, 
haben sich jedoch verschlechtert. 
Nur jede/r achte Vollzeit arbeitende 
Geringverdiener/­in schafft inner­
halb von sechs Jahren den Aufstieg 
in ein existenzsicherndes Beschäfti­
gungsverhältnis. Noch schlechter 
sind die Aufstiegschancen für 
Leiharbeiter/­innen. Nur  jede/r 
siebte Leiharbeiter/­in landet später 
einmal in einem regulären Beschäf­
tigungsverhältnis. Im Niedriglohn­
gefängnis sitzen zu 70 Prozent 
Frauen.

In keinem Industrieland 
stieg die Ungleichheit so 
stark wie in Deutschland.!

Fair teilen!

Alles eine Frage der Verteilung

Löhne und Pro�te in Deutschland 
preisbereinigte Entwicklung 2000–2014

90% 

100% 

110% 

120% 

130% 

140% 

20
00

20
01

20
02

20
03

20
04

20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
11

20
12

20
13

20
14

Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen

Arbeitnehmerentgelte

Prognose

Die Gewinne stiegen zeitweise um real über 40 Prozent, während die Löhne lange Zeit gesunken sind. 
Erst 2011 erreichten sie das Niveau des Jahres 2000. Bis 2014 wird ein realer Anstieg gegenüber 2000 
von gerade einmal gut fünf Prozent erwartet, bei den Gewinnen um fast 30 Prozent.
Quelle: Statistisches Bundesamt, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Prognose: Gemeinschaftsdiagnose Frühjahr 2013, 

 eigene Preisbereinigung (Verbraucherpreise)



9Zudem wird sozialer Aufstieg 
heute auch dadurch erschwert, 
dass der Bildungserfolg mehr und 
mehr vom Elternhaus abhängt. Im 
Schnitt hat ein Kind aus der Ober­
schicht, bei gleicher Intelligenz und 
gleichem Wissensstand, eine vier­
mal so hohe Chance, das Abitur zu 
erlangen, wie ein Kind aus einem 
sozial benachteiligten Elternhaus. 
Vier von fünf  Kindern aus Akade­
mikerfamilien studieren. Aus Fami­
lien ohne Hochschulabschluss geht 
nur jedes Vierte an eine Universi­
tät. 

Kurzum: Das große Versprechen 
der sozialen Marktwirtschaft gilt 
für immer mehr Menschen nicht 
mehr. Für viele lohnt sich Leistung 
nicht mehr. Und auch ihren Kin­
dern wird es später nicht besser 
gehen. Wohlstand für alle wird  
zur Illusion.

Ursachen der Ungleichheit
Die steigende Ungleichheit hat 

mehrere Ursachen. Zunächst beför­
derte der wirtschaftliche Struktur­
wandel eine ungleiche Verteilung 
der Markteinkommen. 

Der deutsche Weg in die Dienst­
leistungsgesellschaft ist mit prekä­
rer Beschäftigung gepflastert. 
Durch die starke Zunahme von Teil­
zeitarbeit, Leiharbeit und gering­
fügiger Beschäftigung entstand  
ein gigantischer Niedriglohnsektor.  
Die prekären Jobs erhöhten den 
Lohndruck auch auf die tariflich 
geschützten Bereiche. Darüber hin­
aus verschärfte die globale Arbeits­
teilung die unternehmensinterne 
Standortkonkurrenz. Die Beleg­
schaften wurden erpressbarer. 

 Hinzu kommt ein erhöhter Rendite­
druck durch entfesselte Finanz­
märkte. Das alles entfaltete seine 
Wirkung vor dem Hintergrund der 
seit Anfang der 70er­Jahre gestie­
genen Massenarbeitslosigkeit.  
So wurden die Kräfteverhältnisse 
zwischen Arbeit und Kapital zu­
gunsten des Kapitals verschoben. 

Der ökonomische Struktur­
wandel hat die gewerkschaftliche 
Handlungsfähigkeit massiv 
 geschwächt. Längst kommen die 
 ausgehandelten Löhne nicht  
mehr bei allen Beschäftigten an. 
Die  Tarifbindung geht zurück. 

Neben den ökonomischen Ur­
sachen gibt es handfeste politische 
Gründe für die zunehmende 
 Ungleichheit. Der Um­ und Abbau  
des Sozialstaates hat die abhängig 
Beschäftigten und ihre Gewerk­
schaften empfindlich geschwächt. 
Die Politik hätte die steigende Un­
gleichheit über Steuern, Transfers 
und öffentliche Güter korrigieren 
können. Im letzten Jahrzehnt sind 
jedoch die Steuern auf Spitzenein­
kommen, Unternehmensgewinne 
und Kapitalerträge gesenkt, Sozi­
altransfers gekürzt sowie öffentli­
che  Güter privatisiert worden. 

Doch damit nicht genug. Das 
deutsche Bildungssystem ist nicht 
in der Lage, den Zusammenhang 
zwischen sozialer Herkunft und 
 Bildungserwerb zu entkoppeln.  
Im Gegenteil: Die Bildungseliten 
fördern nur ihren eigenen Nach­
wuchs. Und neben der sozialen 
Herkunft verstärken geschlecht­
liche Diskriminierung oder Migrati­
onshintergrund die Ungleichheit.

Das große Versprechen der 
sozialen Marktwirtschaft 
gilt nicht mehr. Leistung 
lohnt sich nicht mehr.!

Ökonomischer Struktur­
wandel, neoliberale  
Politik und ein selektives 
Bildungssystem sind die 
Ursachen der wachsenden 
Ungleichheit.

!



10 Umverteilung von unten nach 
oben ist kein Ergebnis von 

 Naturgesetzen. Sie ist vor allem in 
den letzten Jahren Folge politischer 
Entscheidungen. Die Regierungen 
Schröder und Merkel haben Arbeit 
entwertet, den privaten Reichtum 
gepflegt und den Sozialstaat 
 löchriger gemacht.

Umverteilung auf dem  
Arbeitsmarkt

Vor einem Jahrzehnt begann 
die rot­grüne Bundesregierung den 
Arbeitsmarkt zu „reformieren“.  
Die Arbeitslosen­ und die Sozial­
hilfe wurden auf einem niedrigeren 
Niveau (Hartz IV) zusammengelegt, 
ihr Bezug wurde erschwert und die 
 Zumutbarkeit zur Arbeitsaufnahme 
verschärft. Zudem reduzierte Rot­

Grün die Bezugsdauer des Arbeits­
losengeldes, deregulierte die 
 Leiharbeit, verschlechterte den 
Kündigungsschutz und erleichterte 
sachgrundlose Befristungen. Mini­
jobs, Ein­Euro­Jobs und Ich­AGs 
wurden arbeitsmarktpolitisch 
 gefördert. Heute hat Deutschland 
im EU­Vergleich die mit Abstand 
höchste Armutsgefährdungsquote 
unter Arbeitslosen.

Die Unternehmen konnten nun 
ungehindert die Arbeitsverhältnisse 
entsichern. Jeder dritte Job ist heu­
te ein atypisches Beschäftigungs­
verhältnis. Von 2000 bis 2012 
 wurden etwa zwei Millionen regu­
läre Vollzeitstellen abgebaut. Zwei 
Millionen Beschäftigte arbeiten 

heute in unfreiwilliger Teilzeit. Die 
Zahl der Leiharbeiter kletterte auf 
fast eine Million. 7,4 Millionen 
 haben einen Minijob. Die Zahl der 
so genannten Aufstocker erreichte 
1,4 Millionen. Werkverträge und 
unbezahlte Praktika werden bei 
den Unternehmen immer beliebter. 
Jede zweite Neueinstellung ist 
 heute befristet. Trotz des Anstiegs 
der Erwerbstätigen arbeiten heute 
alle Beschäftigten ungefähr so  
viele Stunden wie zur Jahrtausend­
wende.

Die neue Schieflage auf dem Ar­
beitsmarkt drückte die Löhne. Denn 
die entsicherte Arbeit schürte die 
Angst vor dem Absturz in Hartz IV. 
Dadurch wurden die Beschäftigten 
leichter erpressbar und die gewerk­
schaftliche Verhandlungsposition 
empfindlich geschwächt. Die massi­
ve Tarifflucht der Arbeitgeber tat 
ein Übriges. 

Diese Entwicklung muss durch 
eine neue Ordnung auf dem 
 Arbeitsmarkt umgekehrt werden: 
 gesetzlicher Mindestlohn, Gleich­
bezahlung und Gleichbehandlung 
von gleichwertiger Arbeit („Equal 
Pay“), Umwandlung von Minjobs 
in reguläre Beschäftigung, erleich­
terte Allgemeinverbindlichkeit von 
Tarifverträgen etc.

Umverteilung bei Rente und 
Krankenversicherung

Die soziale Absicherung der 
großen Lebensrisiken war eine 
 große Errungenschaft unseres 
 Sozialstaats. Im 21. Jahrhundert 
verabschiedet sich die Republik 
schrittweise von diesem sozialen 
Fortschritt.

Beispiel Rente: Durch die Verän­
derung der Rentenformel hat die 
Schröder­Regierung die gesetzliche 
Rente von der Lohnentwicklung 
abgekoppelt. Die so entstehende 
Versorgungslücke sollte durch den 

Der Ausbau des Niedrig­
lohnsektors war ein erklär­
tes Ziel der Regierung 
Schröder.! Das sogenannte Job­

wunder beruht zu  einem 
großen Teil auf der Aus­
weitung prekärer Beschäf­
tigungsverhältnisse.

!

Fair teilen!

Politik der Umverteilung

Steuergeschenke für Spitzenverdiener, Unternehmer und Vermögensbesitzer
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45% 45%

53%

25%

15%

1998

2012

Einkommenssteuerspitzensatz
(inklusive Reichensteuer)

Körperschaftssteuer
(auf einbehaltene Gewinne)

Besteuerung von 
Zinseinkünften (Höchstsatz)

Die Schröder- und Merkel-Regierung senkten die tarifliche Steuerbelastung von Spitzenverdienern, 
 Unternehmen und Vermögensbesitzern deutlich. Diese senken zusätzlich ihre effektive Steuerlast, indem 
sie ihr zu versteuerndes Einkommen bzw. Gewinne durch Gestaltungsmöglichkeiten kleinrechnen.  
Quelle: Bundesfinanzministerium



11Aufbau einer privaten kapitalge­
deckten Alterssicherung geschlos­
sen werden. 

Diese Maßnahmen senkten das 
Leistungsniveau der gesetzlichen 
Rentenversicherung. Um zukünftig 
eine Rente in Höhe der Grundsiche­
rung zu erhalten, müssen durch­
schnittlich verdienende Beschäftig­
te 35 Jahre lang arbeiten. Die 
zusätzlich eingeführte Rente mit 67 
ist nichts anderes als eine weitere 
Rentenkürzung, da in vielen Beru­
fen wegen hoher Belastungen nicht 
bis 67 gearbeitet werden kann. 

Die Begrenzung des Beitrags­
satzes der gesetzlichen Rentenver­
sicherung begünstigt einseitig die 
Arbeitgeber, die maximal elf Pro­
zent zahlen sollen. Für Beschäftigte 
steigt die Belastung, weil es für  
die private Vorsorge keinen Arbeit­
geberanteil gibt. Die Milliarden für 
die Subventionierung der privaten 
Versicherungswirtschaft durch 
Riester­ und Rürup­Förderungen 
fehlen der gesetzlichen Renten­
versicherung.

In der Krankenversicherung 
wurden die Versicherten durch 
Leistungsabbau und private Zu­
zahlungen immer höher belastet. 
Die paritätische Finanzierung wur­
de abgeschafft. Seit 2005 zahlen 
Versicherte einen um 0,9 Prozent­
punkte höheren Beitragssatz als 
die Arbeitgeber.

Umverteilung durch 
 Steuerpolitik

Unter den Regierungen Schrö­
der und Merkel wurden Spitzenver­
diener, Unternehmer und Vermö­

gensbesitzer steuerlich entlastet. 
Die Schröder­Regierung senkte den 
Spitzensteuersatz von 53 auf 42 
Prozent. Im Rahmen der großen 
Unternehmenssteuerreform 2000 
wurde der Körperschaftssteuersatz 
auf 25 Prozent abgesenkt. Diese 
Tarife bilden aber nicht die tatsäch­
liche Steuerbelastung ab. Für Un­
ternehmen gibt es zusätzlich einen 
großen Werkzeugkasten mit lega­
len Steuertricks. Bereits seit 1997 – 
da war Helmut Kohl noch Bundes­
kanzler – wird die Vermögensteuer 
nicht mehr erhoben.

Die große Koalition setzte die 
steuerpolitische Reichtumspflege 
fort. Schwarz­Rot besteuerte 
 Kapitalerträge nur noch mit einer 
25­prozentigen Abgeltungssteuer. 
Der Körperschaftsteuersatz wurde 
weiter auf 15 Prozent gesenkt. Die 
Erbschaftssteuer wurde zugunsten 
von Betriebserben reformiert. Die 

letzten Steuergeschenke verteilte 
die schwarz­gelbe Regierung an 
Hoteliers und reiche Erben.

Allein die rot­grünen Reformen 
senkten die durchschnittliche 
 Steuerlast der Superreichen – ab 
100 Millionen Euro Einkommen – 
von 48 auf 29 Prozent. Die tatsäch­
liche Steuer belastung von Unter­
nehmer­ und Kapitaleinkommen 
liegt heute mit 20 Prozent weit 
 unter dem EU­Durchschnitt. Und 
die Besteuerung von Vermögen  
ist nur halb so hoch wie im Durch­
schnitt der Industriestaaten.

Diese Reichtumspflege muss 
durch eine Steuerpolitik ersetzt 
werden, die wieder nach Leistungs­
fähigkeit besteuert. Erst durch eine 
höhere Besteuerung finanzstarker 
Unternehmen, großer Einkommen 
und Vermögen können Kommunen, 
Länder und Bund wieder  Zukunft 
gestalten.

Gesetzliche Kürzungen  
und arbeitsmarktbedingte 
Abschläge drohen das 
 zukünftige Rentenniveau 
um ein Drittel zu senken.

!
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Fortschreitende Entlastung der Unternehmen
Anteile an der Finanzierung der Sozialleistungen
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Die Unternehmen finanzieren heute nur noch ein Viertel der Sozialleistungen. Anfang der 90er Jahre lag 
der Finanzierungbeitrag der Unternehmen noch bei über einem Drittel. Gleichzeitig stiegen die Finanzie-
rungslasten des Staates und der privaten Haushalte  
Quelle: BMAS, Sozialbudget 2011



12 Arbeitnehmerrechte und Sozial­
staat sind nicht vom Himmel 

gefallen. Sie sind das Ergebnis 
 sozialer und politischer Kämpfe der 
Lohnabhängigen, ihrer Gewerk­
schaften und politischen Organisa­
tionen im 19. und 20. Jahrhundert.

Nach dem Zweiten Weltkrieg 
brachte starkes Wirtschaftswachs­
tum annähernde Vollbeschäfti­
gung. Die Löhne stiegen kräftig 
und wachsender Konsum sorgte 
für die Auslastung der steigenden 
Produktionskapazitäten. Soziale 
 Sicherungssysteme, Arbeitnehmer­
rechte und öffentliche Daseins­
vorsorge wurden ausgebaut. Die 
Wirtschaftspolitik versuchte mittels 
öffentlicher Nachfragepolitik Krisen 
entgegenzuwirken. 

Niedergang der  
„sozialen Marktwirtschaft“

Seit den 1970er­Jahren traten 
wieder zunehmend Wirtschaftskri­
sen auf und die Massenarbeitslo­
sigkeit kehrte zurück. Schwaches 
Wachstum verband sich mit gestie­
genen Inflationsraten, auch die 
staatliche Verschuldung begann zu 
steigen. Die Unternehmen versuch­
ten verstärkt, Löhne und Sozialkos­
ten zu drücken und Steuersenkun­
gen zu erreichen.

Der Neoliberalismus deutete  
die kapitalistischen Krisenprozesse 
als Resultate übermäßiger sozial­
staatlicher Regulierung und Um­
verteilung und behauptete die 
grundsätzliche Überlegenheit von 
Marktsteuerung und Privateigen­
tum. Die zunehmende Massen­
erwerbslosigkeit schwächte die 
 Position der abhängig Beschäftig­
ten in den Betrieben und auf dem 
Arbeitsmarkt. Die Gewerkschaften 
wurden außerdem durch den 

 Bedeutungsrückgang traditionell 
gewerkschaftlich gut organisierter 
Industriebereiche geschwächt.

Liberalisierung und  
Internationalisierung

Zunächst in Großbritannien 
 unter Margaret Thatcher und  
den USA unter Ronald Reagan 
 bestimmte die „neoliberale 
Konterrevo lution“ zunehmend die 
Entwicklung in der kapitalistischen 
Welt. Der staatliche und gewerk­
schaftliche Einfluss auf die Wirt­
schaft wurde zurückgedrängt,  
das Kapital schrittweise aus dem 
„Gefängnis“ sozialer Regulierun­
gen befreit.

In der Praxis zeigt sich jedoch, 
dass der Neoliberalismus eine reine 
Rechtfertigungsideologie der Groß­
unternehmen und Superreichen  
ist. Gefordert werden mehr Markt, 
mehr Wettbewerb und weniger 
Staat. Im realen Leben missbrau­
chen große Unternehmen ihre 
Marktmacht, indem sie den Wett­
bewerb einschränken, sie kassieren 
Subventionen und nutzen Steuer­
privilegien. Es geht also gar nicht 
um mehr oder weniger Staat. 
 Entscheidend ist allein in wessen 
 Interesse der Staat handelt.

Die Staaten internationalisierten 
durch den Abbau von Zollschran­
ken und in Europa durch den 
 gemeinsamen Binnenmarkt die 
Wirtschaft. Sie liberalisierten den 
interna tionalen Kapitalverkehr und 
deregu lierten die Finanzmärkte. 
Das  ermöglichte die Aufblähung 
des  Finanzsektors und neue 
 spekulative Vermögensanlagen. 
Inter nationale Finanzanleger be­
stimmen zunehmend die Bedin­
gungen für Investitionen.

Die „soziale Marktwirt­
schaft“ war eine Art Kom­
promiss zwischen den Kräf­
ten von Kapital und Arbeit.!

Fair teilen!

Neoliberalismus und Globalisierung

Liberalisierung verstärkt Ungleichheit und Krisen
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und New Deal in den USA seit 1933
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Die Regulierung des Bankensektors und New Deal haben in den USA die Einkommensungleichheit und 
die  Kosten von Bankenkrisen vermindert. Die Deregulierung hat sie verstärkt.  
*in Pleite gegangen oder durch den Staat gerettete Banken; Quelle: Moss 2010 | © Hans-Böckler-Stiftung 2010
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Die Entwicklung neuer Informa­
tions­ und Kommunikationstech­
nologien ermöglichte und forderte 
eine fortschreitende Beschleuni­
gung des Handels und immer grö­
ßere Flexibilität der Produktions­
prozesse und der Beschäftigten. 
Der Zusammenbruch der DDR  
und der Sowjetunion beseitigten 
weitere Hemmnisse und schienen 
den endgültigen Sieg der „freien 
Marktwirtschaft“ einzuläuten.

Das Kapital nutzte die zuneh­
mende Konkurrenz der Staaten und 
Regionen als Wirtschaftsstandorte 
bzw. Anlageorte für Druck auf die 
Wirtschaftspolitik und die Gewerk­
schaften. Stärkung der internatio­
nalen Wettbewerbsfähigkeit durch 
Senkung der Lohnkosten, Steuern 
und Sozialausgaben sowie Abbau 
sozialer und arbeitsrechtlicher Re­
gulierungen wurde zum Leitmotiv 
„angebotsorientierter” Wirtschafts­
politik. 

Privatisierung und Umver­
teilung von unten nach oben

Öffentliches Eigentum und Infra­
strukturen wie Post und Telekom­
munikation, Verkehrsunternehmen, 
Elektrizitätsversorgung, Wohnungs­
unternehmen, Banken, Industrie­
unternehmen wurden in großem 
Umfang privatisiert. Also als profi­
table Anlagefelder für privates 
 Kapital erschlossen und der Kon­
kurrenz ausgesetzt, anstatt sie sozi­
alstaatlich zu entwickeln. Auch Ge­
sundheitswesen, Alterssicherung, 
Hochschulen und Bildungseinrich­
tungen werden zunehmendem 
 Privatisierungsdruck unterworfen.

Gleichzeitig forcieren Konzerne, 
Kapitalanleger und neoliberale poli­
tische Kräfte einen internationalen 
Steuersenkungswettlauf zugunsten 
der Unternehmen und Vermögen­
den. Die Steuer­ und Abgabenbe­
lastungen der Beschäftigten und 
der Mehrheit der Bevölkerung 
 dagegen stieg, ohne dass sich die 
öffentlichen Leistungen verbesser­
ten. Dies bot Anknüpfungspunkte 
für weitere Propaganda gegen den 
 Sozialstaat und für „mehr netto“.

Im Ergebnis sind in allen kapita­
listischen Ländern seit den 1980er­ 
Jahren die Lohnquoten, der Anteil 
der Löhne am Nationaleinkommen, 
deutlich gefallen. Sozialleistungen 
für Erwerbslose und Arme wurden 
abgebaut. Der Anteil der Reichen 
an allen Einkommen und noch 
 stärker an den Vermögen ist stark 
gestiegen.

Der tiefe Kriseneinbruch 2008 
und 2009 hat nur zu einer vorüber­
gehenden Schwächung des Neo­
liberalismus geführt. Es gab eine 
Kurskorrektur hin zu einer wieder 
stärkeren Betonung staatlicher 
 Eingriffe und Regulierung. Aller­
dings im Dienste einer Sicherung 
der Profite und der Fortsetzung des 
Umverteilungs­ und Privatisierungs­
kurses unter veränderten Bedin­
gungen.

Liberalisierung, Privati­
sierung und Umverteilung 
von oben nach unten  
sind die Kernpunkte des 
Neoliberalismus.

! Resultat des Neoliberalis­
mus: weltweite Umver­
teilung der Einkommen 
und Vermögen zugunsten 
der Unternehmen und  
der Reichen.

!

Rückgang der Lohnquoten
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Weltweit ist der Anteil der Löhne an der produzierten Wertschöpfung seit Ende der 1970er-Jahre 
 gesunken. Der Anteil der Gewinne und Vermögenseinkommen ist gestiegen. Im letzten Jahrzehnt  
war die Umverteilung in Deutschland besonders krass, ebenso wie in Japan, das sich seit über  
10 Jahren in einer Krise befindet.  
Quelle: Europäische Kommission, Ameco-Datenbank



14 „Alles richtig gemacht!“  
Das erklärt Angela Merkel 

auch noch nach der großen Krise, 
die seit 2008 Europa in Atem hält. 
Eine Mitschuld Deutschlands an 
der Krise gebe es nicht. Verant­
wortlich seien allein die südlichen 
Länder, die schlecht gewirtschaftet 
und sich zu hoch verschuldet 
 hätten. Nun bekämen sie eben  
die Quittung dafür. 

Kleine Geschichte der Eurokrise
Vor der Einführung des Euro 

konnte ein Land nicht folgenlos 
dauerhaft mehr exportieren als 
 importieren. Eine Aufwertung – 
also Verteuerung – seiner Währung 

wäre das Resultat gewesen. Denn 
um die Importe bezahlen zu kön­
nen, wäre die Währung des Export­
landes vermehrt nachgefragt wor­
den. Das hätte den Kurs nach oben 
getrieben. Die Exportgüter wären 
für das Ausland immer teurer 
 geworden. Übermäßigen Export­ 
und Leistungsbilanzüberschüssen 
wurde so entgegengewirkt.

Mit der Euroeinführung ist die­
ser Korrekturmechanismus weg­
gefallen. Damit die Wettbewerbs­
fähigkeit der einzelnen Euroländer 
nicht auseinanderdriftet, hätte eine 
Auseinanderentwicklung von Prei­
sen und Löhnen vermieden werden 
müssen. 

Bis zur Krise hatte Deutschland 
die schlechteste Lohnentwicklung 
im Euroland. Im Zeitraum 2000  

bis 2009 sind die Reallöhne – also 
die Löhne nach Abzug der Inflation 
– in den übrigen Euroländern um 
durchschnittlich rund 14 Prozent 
gestiegen. Im gleichen Zeitraum 
fielen sie in Deutschland um knapp 
drei Prozent. 

Exportrekorde und 
 Binnenmarktschwäche

Dieses Lohndumping hat die 
 Exportentwicklung Deutschlands 
beflügelt. Gleichzeitig wurde die 
Binnennachfrage massiv beschnit­
ten. Entsprechend blieb auch die 
Importnachfrage schwach. Schwa­
che Importnachfrage und steigen­
de  Exporte haben die Überschüsse 
Deutschlands auf immer neue 
 Rekordhöhen getrieben. Auf der 
anderen Seite importierte Süd­
europa mehr als es exportierte. 

Südeuropa versinkt im 
 Schuldenmeer

Um ihre Handelsdefizite zu 
 finanzieren, mussten sich die Defi­
zitländer verschulden. Die Kredite 
kamen aus den Überschussländern. 
Der deutsche Kapitalexport finan­
zierte damit die Ausgaben der 
 griechischen, spanischen, portugie­
sischen und italienischen Konsu­
menten und Unternehmen. 

Die Leistungsbilanzdefizite der 
Krisenländer haben sich seit Grün­
dung der Währungsunion verdop­
pelt. Spiegelbildlich haben sich  
die Überschüsse Deutschlands, 
Hollands und Österreichs ebenfalls 
verdoppelt. Die aus den angehäuf­
ten Defiziten entstandenen Schul­
denberge und die in der Finanz­

Auch wenn Kanzlerin 
 Merkel es nicht wahr 
 haben will: Deutschland 
hat erheblich zur Eurokrise 
beigetragen.

!

Die Verschuldung der 
 südlichen Euroländer ist 
die Kehrseite des deut­
schen Exportmodells.!

Fair teilen!

Ungleichheit produziert Krisen

Ungleichgewichte gefährden Europa
Leistungsbilanzsalden ausgewählter Länder in Milliarden Euro
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Quelle: Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK)



15marktkrise aufkommenden Zweifel, 
ob die Schuldner diese je zurück­
zahlen können, sind die Ursachen 
der Eurokrise.

Anpassung nach unten droht
Nach Ausbruch der Krise droht 

nun eine europaweite Abwärts­
spirale. Seit 2010 zwingt die Troika 
aus EU­Kommission, Europäischer 
Zentralbank und Internationalem 
Währungsfonds die südeuropäi­
schen Länder zu umfassenden 
 Kürzungen in allen staatlichen Be­
reichen. Auch auf den deutschen 
Weg des Lohndumpings. Die 
 Realeinkommen waren etwa in 
 Griechenland zwischen 2000 und 
2009 noch um über 16 Prozent 
 gestiegen. Bis 2014 erwartet die 
EU­Kommission einen Rückgang 
um 25 Prozent gegenüber 2009. 
Ähnliches läuft in allen südlichen 
Krisenländern ab. Damit brechen 
zunehmend Märkte weg, die 
 bislang die Exportkonjunktur in 
Deutschland gestützt haben. 

Die Alternative zu Lohnsenkun­
gen in den Krisenländern sind kräf­
tige Lohnzuwächse in Deutschland. 
So würde der Druck auf die Löhne 
in den südlichen Ländern sinken. 

Darüber hinaus müssen die 
 öffentlichen Ausgaben in den 
Überschussländern, insbesondere 
in Deutschland erhöht werden. 
 Bedarf für höhere Investitionen 
und Beschäftigung in Bildung, 
 Gesundheitswesen, Infrastruktur 
usw. gibt es reichlich. Finanziert 
werden muss dies durch eine hö­
here Besteuerung von hohen Ver­
mögen und Einkommen. Insgesamt 
würde so die Binnennachfrage ge­
stärkt, was auch steigende Importe 
zur Folge hätte. Dies würde zu 
 einem Rückgang der Überschüsse 
in Deutschland und der Defizite  
in den Krisenländern beitragen.

Marshallplan für Europa
Um den Erholungs­ und An­

gleichungsprozess der südlichen 
 Länder zu unterstützen und Un­
gleichgewichten sowie Spaltungs­
tendenzen in Europa entgegen­
zuwirken, ist ein „Marshallplan für 
das 21. Jahrhundert“ notwendig. 
Konkret würde dies Investitionen  
in nachhaltige Energieerzeugung 
bedeuten, in die Reduktion des 

Energieverbrauchs, in nachhaltige 
Industrien und Dienstleistungen,  
in Bildung und Ausbildung,  
in Forschung und Entwicklung,  
in moderne Verkehrsinfrastruktur, 
in emissionsarme Städte und Ge­
meinden, aber auch in die Effizienz 
der öffentlichen Verwaltungen. 

Darüber hinaus benötigen wir 
auf EU­Ebene eine Koordinierung 
der nationalen Wirtschafts­ und 
 Finanzpolitik, die Ungleichgewich­
ten entgegenwirkt: Übermäßige 
Leistungsbilanzüberschüsse müssen 
ebenso verhindert werden, wie 
­defizite. Auch müssen geeignete 
Maßnahmen ergriffen werden, 
dass sich kein Land durch Lohn­
dumping Wettbewerbsvorteile 
 verschaffen kann. 

Eine höhere Binnen­
nachfrage in Deutschland 
würde den südlichen 
 Ländern helfen ihre 
 Defizite abzubauen. 

!

Lohnstückkosten in Europa
Entwicklung der Lohnkosten nach Abzug der Produktivitätssteigerung
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Mit einer gemeinsamer Währung sollte die Lohnstückkostenentwicklung aller Länder sich mindestens 
am gemeinsamen Inflationsziel orientieren.  
Quelle: Europäische Union (Ameco) und eigene Berechnungen, November 2012



16 „Ausgangspunkt der Krise sind 
nicht die Spekulanten gewe­

sen, sondern dass wir uns nicht an 
die Haushaltsdisziplin gehalten ha­
ben.“ Dieses Zitat von Volker Kau­
der, Fraktionsvorsitzender von CDU/
CSU, ist nur ein Beispiel von vielen. 
Kürzungsapologeten wollen uns 
weismachen, dass die Verschuldung 
der öffentlichen Haushalte Ursache 
der noch immer anhaltenden Krise 
sei. Dabei war es genau anders her­
um: Die Schuldenquote – Schulden 
gemessen als Anteil am Bruttoin­
landsprodukt – war bis zur Krise der 
Euroländer weitgehend stabil oder 
sogar sinkend. Erst mit Beginn der 
Krise ab 2008 ist sie überall steil 
a ngestiegen.

Vermögens­ nicht Schuldenkrise
Seit 1990 hat sich das Finanz­

vermögen weltweit vervierfacht, 
während die weltweite Wirt­
schaftsleistung sich etwas mehr  
als verdoppelt hat. Ursache dafür 
ist vor allem die Umverteilung von 
unten nach oben. Durch sie wurde 
immer mehr Vermögen auf der 
 Suche nach lukrativen Anlage­
möglichkeiten auf die Finanzmärk­
te gespült. Die renditesuchenden 
Anleger haben den Druck ver­
stärkt, Finanzmärkte zu deregulie­
ren und immer neue „Finanzpro­
dukte“ zu erfinden. Die Nachfrage 
nach solchen Produkten treibt 
 ihren Preis hoch, was sie für Anle­
ger erst recht attraktiv macht. 
 Anlagekapital floss in immer ris­
kantere Wertpapiere, deren Sinn 
niemand mehr verstand, in künf­
tige spanische Investitionsruinen 

oder den berühmt gewordenen 
US­Häusermarkt. So lange, bis die 
Blasen platzten.

Die Krise, in der wir uns mo­
mentan befinden, ist der bisherige 
Höhepunkt einer Entwicklung, die 
unweigerlich immer wieder zu 
 Zusammenbrüchen führt. Die voll­
mundig angekündigte Bändigung 
der Finanzmärkte verläuft viel zu 
schleppend und nicht konsequent. 
Außerdem hat die Politik nur die 
Schulden im Blick und will von 
 Vermögen nicht reden.

Woher kommen die Schulden?
Schulden öffentlicher Haushalte 

müssen kein Zeichen schlechten 
Wirtschaftens sein. Bisher galt im­
mer die sogenannte goldene Regel, 
wonach Schulden in dem Umfang 
gemacht werden dürfen, wie sie für 
Investitionen etwa für Infrastruktur 
ausgegeben werden. Denn auch 
kommende Generationen profitie­
ren von einem Deich, der heute 
über Kredite finanziert wird, aber 
Jahrzehnte lang vor Hochwasser 
schützt. Auch Unternehmen neh­
men in der Regel Kredite auf, wenn 
sie ihre Existenz sichern und in 
 Zukunftsmärkte investieren wollen.

Umverteilung hat immer 
mehr Vermögen auf die 
 Finanzmärkte getrieben 
und sie zum Casino für 
 Reiche gemacht. 

!

Für den Staat wie auch  
für private Haushalte und 
Unternehmen ist es sinn­
voll sich zu verschulden  
um größere Projekte zu 
 finanzieren. 

!

Fair teilen!

Umverteilung produziert Schulden

Finanz- und Wirtschaftskrise treibt Schulden hoch
Öffentliche Verschuldung in Prozent des Bruttoinlandsprodukts
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Die Schuldenquote ist erst mit Ausbruch der Krise stark angestiegen. Zuvor war sie in allen  
europäischen Mitgliedstaaten weitgehend stabil. In den heutigen Krisenländern Spanien und Irland  
ist sie sogar deutlich gesunken.   
Quelle:  EU Kommission 2013, 2012-14 Prognose



17Problematisch kann es werden, 
wenn Schulden schneller wachsen, 
als die Wirtschaft insgesamt, wenn 
also die Schuldenquote steigt. Die 
Zinsen nehmen dann einen immer 
größeren Teil der Ausgaben ein, 
der nicht mehr für anderes zur 
 Verfügung steht.

Im Zuge der deutschen Vereini­
gung ist die Schulden quote durch 
Mehrausgaben von rund 40 auf 60 
Prozent gestiegen. Ab 2001 blie­
ben die Einnahmen zurück. Groß­
zügige Steuersenkungen vor allem 
für  Unternehmer und Menschen 
mit hohen Einkommen haben die 
Schuldenquote weiter auf fast 70 
Prozent steigen lassen. Mit Aus­
bruch der Krise waren es wiederum 
die Ausgaben, die die Quote auf 
über 80 Prozent erhöht haben. 

Um insgesamt rund 400 Milliar­
den Euro erhöhte die Krise bisher 
die öffentliche Verschuldung.  
300 Milliarden Euro davon gehen 
auf das Konto von Bankenrettung. 
Ohne Steuergeschenke, Krise und 
Bankenrettung lägen die Schulden 
heute bei gut einer und nicht zwei 
Billionen Euro.  

Was bremsen Schuldenbremsen?
Zur Bekämpfung öffentlicher 

Schulden hat der Bundestag schon 
2009 eine Schuldenbremse be­
schlossen. Die Bundesregierung  
hat nun dafür gesorgt, dass sie im 
 Rahmen des Fiskalvertrags auf 
ganz Europa ausgeweitet wird.  
Die Bremsen legen fest, dass neue 
Schulden nur noch in sehr gerin­
gem Umfang aufgenommen wer­
den dürfen. 

Da die heimische Konjunktur 
nach der großen Krise gut lief, 
sieht die Einnahmesituation für  
die öffentlichen Haushalte gut aus. 
Sackt die Konjunktur ab, kann  
sich dies schnell ändern. Außerdem 
zeigt sich schon jetzt in den 
Finanz  planungen der Bundesländer, 
dass sie aufgrund der Schulden­
bremse weitere Einsparungen 
 planen – etwa beim Personal und 
bei Investitionszuweisungen an 
ihre Kommunen.

Richtig gefährlich ist eine zu­
sätzliche Regelung im Fiskalvertrag, 
der die Mitgliedstaaten verpflich­
tet, die Schuldenquote innerhalb 
von 20 Jahren auf 60 Prozent zu 
drücken. Für Deutschland heißt 
dies ein Prozent pro Jahr. Bei halb­
wegs guter Konjunktur ist dies zu 
schaffen. Länder wie Italien, Portu­
gal und Irland mit einer Schulden­
quote von 120 Prozent müssten 
um drei Prozent pro Jahr runter. 
Für Deutschland entspräche dies 

Minderausgaben von rund 80 Milli­
arden Euro. Ein solcher Schrumpf­
kurs ist nicht zu schaffen. Das 
 sagen auch viele Politiker hinter 
vorgehaltener Hand.

Schulden = Vermögen
Wer die Schulden ernsthaft 

 reduzieren will, kommt nicht daran 
vorbei die Vermögen in die Pflicht 
zu nehmen. Schulden stehen im­
mer Vermögen gegenüber. Wo 
Schuldner sind, sind auch Gläubi­
ger, und wo Schulden abgebaut 
werden, müssen auch Vermögen 
reduziert werden. Deshalb brau­
chen wir hierzulande und europa­
weit Abgaben und Steuern auf 
große Vermögen. So können die 
Folgen der Krise bekämpft und ein 
 soziales Europa gestaltet werden. 

Reichtumspflege und 
 Bankenrettung haben  
die Schuldenquote hoch­
getrieben.!



18 Einkommen und Vermögen sind 
sehr ungleich verteilt. Eine ge­

rechte Steuerpolitik kann diese 
 ungleiche Verteilung korrigieren. 
Mit der Höhe des Einkommens 
steigende Steuern sorgen dafür, 
dass  wirtschaftlicher Erfolg zum 
Allgemeinwohl beiträgt. Das ist 
nicht nur eine Frage der Gerechtig­
keit, sondern auch der ökonomi­
schen Vernunft.

In den letzten Jahren beteiligten 
sich die Reichen und Superreichen 
nur noch unzureichend an der 
 Finanzierung des Gemeinwesens. 
Verantwortlich dafür ist die Berli­
ner Politik. Die Kohl­, Schröder­ 

und Merkel­Regierungen haben 
Vermögen steuerlich geschont. 
Während Umfang und Konzentrati­
on der Privatvermögen stiegen, 
trugen vermögensbezogene Steu­
ern (Grundsteuer, Erbschaftsteuer, 
Kapitalverkehrssteuern) immer 
 weniger zum gesamten Steuerauf­
kommen bei. Ihr Anteil liegt heute 
bei nur noch 2,3 Prozent. Aus 
Deutschland wurde eine Steuer­
oase für Vermögensbesitzer und 
reiche Erben. 

Damit muss Schluss sein. Um 
große Vermögen zukünftig in die 
Pflicht zu nehmen, fordert ver.di 
die Einführung einer Vermögen­
steuer und einer Vermögensabga­
be für Millionäre. Auch die Steuer 
auf große Erbschaften muss erhöht 
und ungerechtfertigte Begünsti­
gungen müssen zurückgenommen 
werden. 

Vermögensteuer
Eine Vermögensteuer ist im 

Grundgesetz in Artikel 106 (2) vor­
gesehen. Bis 1996 wurde sie auch 
erhoben. Dann mahnte das Bun­
desverfassungsgericht an, dass 
 Immobilien gegenüber anderem 
Vermögen nicht bevorzugt werden 
dürfen. Dies war für die Kohl­ 
Regierung ein willkommener An­
lass, die Steuer auszusetzen. Daran 
hat sich bis heute nichts geändert. 
Das damalige jährliche Steuerauf­
kommen lag bei 4,6 Milliarden 
Euro und floss in die Kassen der 
Bundesländer. 

ver.di fordert die Wiedereinfüh­
rung der Vermögensteuer. Besteu­
ert werden sollen Geldvermögen 
aller Art, Geschäftsvermögen sowie 
Immobilien abzüglich darauf lie­
gender Schulden. Die Steuer soll 
auf Nettovermögen oberhalb eines 
Freibetrags von einer Million Euro 
je Erwachsenen, 200.000 Euro  
je Kind erhoben werden. Für Ver­
mögen zur Altersvorsorge kann  
ein weiterer Freibetrag eingerichtet 
werden. Der Steuersatz soll bei 
 einem Prozent liegen. 

Vermögensabgabe
Neben der Vermögensteuer  

soll für einen befristeten Zeitraum 
von zehn Jahren zusätzlich eine 
Vermögensabgabe erhoben wer­
den. Mit dieser Forderung knüpft 
ver.di an die Idee des Lastenaus­
gleiches nach dem Zweiten Welt­
krieg an. Die Abgabe soll dazu 
 beitragen, die Belastungen zu fi­
nanzieren, die in Folge der großen 
Finanz­ und Wirtschaftskrise seit 
2007 entstanden sind. Nur zur 

Die Besteuerung großer 
Vermögen ist nicht nur 
eine Frage der Gerechtig­
keit, sondern auch der 
 ökonomischen Vernunft.

!

Das jährliche Aufkommen 
einer so ausgestalteten 
Vermögensteuer würde  
bei rund 20 Milliarden Euro 
liegen. 

!

Fair teilen!

Vermögensteuer und Vermögensabgabe

Vermögen- und Erbschaftsteuer für die Bundesländer

Baden-Württemberg 3,5 Mrd. €  
Bayern 4,1 Mrd. €  

Berlin 1,4 Mrd. €  

Brandenburg 0,8 Mrd. €  

Bremen 0,3 Mrd. €  

Hamburg 0,7 Mrd. €  

Hessen 1,9 Mrd. €  

Mecklenburg-
Vorpommern 0,5 Mrd. €  

Niedersachsen 2,4 Mrd. €  Nordrhein-Westfalen 5,4 Mrd. €  
 

Rheinland-Pfalz 1,2 Mrd. €  

Saarland 0,3 Mrd. €  

Sachsen 1,2 Mrd. €  

Sachsen-Anhalt 0,7 Mrd. € 

Schleswig-Holstein 0,9 Mrd. € 
 

Thüringen 0,7 Mrd. €  

26 Mrd. 
 Euro 

Vermögen- und Erbschaftsteuer erhalten nicht nur die Orte mit den meisten Millionären. Sie sind 
 Steuern der Bundesländer, die sich nach dem Finanzausgleich ungefähr entsprechend des Anteils an der 
 Gesamtbevölkerung verteilen. Deshalb haben auch ärmere Länder etwas davon. Die Länder geben  
einen Teil an die Gemeinden weiter.   
Quelle: Bundesministerium der Finanzen, eigene Berechnungen
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 Erinnerung: Allein die Bankenret­
tung, von der vor allem Vermögen­
de profitiert haben, erhöhte die 
Staatsverschuldung um über 300 
Milliarden Euro. 

Auch die Vermögensabgabe ist 
im Grundgesetz vorgesehen. Ihr 
Aufkommen steht gemäß Artikel 
106 (1) dem Bund zu. Die Abgabe 
soll auf das Nettovermögen – also 
nach Abzug der Schulden – ober­
halb eines Freibetrags von einer 
Million Euro je Erwachsenen und 
200.000 Euro je Kind erhoben wer­
den. Die Abgabesätze sollten pro­
gressiv gestaltet werden. Ab einer 
Million soll der Abgabesatz zehn 
Prozent betragen. Oberhalb zehn 
Millionen Euro soll der Abgabesatz 
auf 20 Prozent steigen, und für 
Vermögensteile ab 100 Millionen 
Euro soll er bei 30 Prozent liegen.

Besteuert werden in Deutsch­
land ansässige, natürliche Personen 
mit ihrem Weltvermögen. Betrof­
fen ist das reichste Prozent der Be­
völkerung. Die Mittelschicht, auch 
die obere Mittelschicht, bleibt 
 außen vor. Körperschaften sollen 
keine Abgabe zahlen. Steuerpflich­
tig sind nicht die Unternehmen, 
sondern die Eigentümer im Um­
fang des Werts ihrer Anteile, die 
sie an Betriebsvermögen halten. 
Um kleinere und mittlere Betriebe 
zu entlasten, soll es für Betriebs­
vermögen einen gesonderten 
 Freibetrag von zwei Millionen Euro 
geben. 

Die Zahlung der Abgabe wird 
auf zehn Jahre gestreckt. So ist die 
wirtschaftliche Belastung tragbar. 
Sollte es dennoch in Einzelfällen 
 Liquiditätsprobleme geben, kann 
die Steuerschuld gestundet oder 
weiter gestreckt werden. Eine Exis­

tenzgefährdung von Unternehmen 
durch die Vermögensabgabe ist 
 somit ausgeschlossen.

Die Bemessung des Vermögens 
erfolgt zu einem Stichtag vor der 
Beschlussfassung über die Vermö­
gensabgabe. So können Ausweich­
reaktionen verhindert werden. 
Auch wenn Abgabepflichtige ihren 
Wohnsitz ins Ausland verlegen, 
müssen sie die Abgabe zahlen. 
 Insgesamt können durch die Ver­
mögensabgabe über 300 Milliar­
den Euro an zusätzlichen Steuer­
einnahmen mobilisiert werden. 

Politischer Druck ist nötig
Deutschland ist so reich wie nie 

zuvor. So reich, dass allen ein gutes 
Leben ermöglicht werden kann. 
Dafür ist es notwendig, die unglei­
che Verteilung von Einkommen 
und Vermögen zu korrigieren. Eine 
Vermögensteuer und eine Vermö­
gensabgabe sind dafür geeignete 
Instrumente. Alle Oppositionspar­
teien haben die Forderung nach 
 einer Vermögensbesteuerung in­
zwischen in ihr Wahlprogramm 
 geschrieben. Jetzt geht es darum 
politischen Druck aufzubauen, dass 
den Worten auch Taten folgen.

Eine Vermögensabgabe 
 beteiligt die Profiteure der 
Umverteilung von unten 
nach oben und der Banken­
rettung an den Kosten  
der Krisenbewältigung.

!

Wie viel haben die Reichen?

Schwelle Durchschnitt

Reichstes 1% ab 770.000 € 3.700.000 €

Reichste 10% ab 210.000 € 690.000 €

Nettovermögen der privaten Haushalte: Immobilienvermögen, Finanzvermögen und 
Versicherungs guthaben, Betriebsvermögen einschließlich Beteiligungen, Gold, Schmuck, 
Kunstsammlungen. Abzüglich der Verbindlichkeiten (Hypotheken u. a. Kredite). 
Quelle: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung 2011, Zahlen für 2007

Sind Unternehmen und Arbeitsplätze bedroht?
Über zwei Drittel der privaten Millionenvermögen sind Betriebsvermögen. Daher kann  
auf eine Besteuerung nicht verzichtet werden. Entscheidend ist, was „Betriebsvermögen“ 
bedeutet. Unternehmerkreise versuchen den Anschein zu erwecken, es ginge dabei vor­
rangig um das Eigentum von Familienunternehmern an kleinen und „mittelständischen“ 
Betrieben. Doch tatsächlich geht es ganz überwiegend um Anteile an großen Aktien­
gesellschaften und GmbHs. Ein Freibetrag von zwei Millionen Euro würde ausreichen,  
um übermäßige Belastungen von Familienunternehmen zu vermeiden. 98 Prozent der  
im Unternehmensregister erfassten 3,6 Millionen Unternehmen in Deutschland dürften 
aufgrund ihres geringeren Werts nicht betroffen sein.

Zu weiteren „Antworten auf Einwände gegen Gerechtigkeit“ siehe  
https://wipo.verdi.de/argumente



20 Bis zu einer Billion Euro gehen in 
der EU laut EU­Steuerkommissar 

Šemeta jährlich durch Steuerhinter­
ziehung und Steuerumgehung ver­
loren. Die Staatsschulden in der EU 
betragen insgesamt zehn Billionen 
Euro. Treffen die hohen Schätzun­
gen tatsächlich zu, könnten diese 
Schulden allein mit den hinterzo­
genen Steuern in nur zehn Jahren 
auf Null reduziert werden.

Politiker haben viel zu lange viel 
zu wenig Interesse an Steuerflucht, 
Steuerhinterziehung und Geld­
wäsche gezeigt. Sie haben den 
 Anschein erweckt, ein Land könne 
allein nichts ausrichten. An exoti­
sche Steueroasen komme man 
nicht ran und steuerliche Trutzbur­
gen wie die Schweiz, Österreich 
und Liechtenstein seien nicht zu 
knacken. Möglichkeiten für Ver­
dunklung und Steuerhinterziehung 
gäbe es zudem etwa im US­Bundes­
staat Delaware, den Niederlanden 
oder auf britischem Hoheitsgebiet.

Die Politik hat das „scheue 
Reh“ Kapital auch noch gehät­
schelt: Runter oder gleich ganz 
weg mit den Steuern auf Vermö­
gen, Erbschaften und hohe Ein­
kommen, sowie günstige Sonder­
behandlung von Gewinnen und 
Kapitaleinkünften. 

Samthandschuhe und  
legale Tricks 

Ende 2012 ist das Vorhaben  
der Bundesregierung gescheitert, 
mit der Schweiz einen Ablasshan­
del für Steuer betrüger zu verein­
baren. Mit einer einmaligen 
 „Strafsteuer“ sollte Schwarzgeld 
legalisiert werden. Im Gegenzug 
wären alle Steuerflüchtlinge dauer­

haft straffrei und anonym geblie­
ben. Die Bundesrepublik hätte sich 
sogar verpflichtet, keine Steuer­
CDs aus der Schweiz mehr zu nut­
zen. „Staatlich organisierte Geld­
wäsche“, so ein  Kripo­Beamter aus 
Nordrhein­West falen. 

„Steuergestaltung“ oder „Steu­
eroptimierung“ heißt es vornehm, 
wenn international tätige Unter­
nehmen mit großem bürokrati­
schem Aufwand und an der 
 Grenze zur Legalität ihre Steuer­
zahlungen möglichst gering halten. 
Die Aktivitäten laufen immer 
 darauf hinaus, Gewinne sowie Ein­
nahmen aus Zinszahlungen oder 
 Lizenzgebühren bei Unternehmen 
des Konzerns in Ländern mit 
 niedriger Besteuerung anfallen  
zu lassen. Ausgaben und Verluste 
dagegen werden in Ländern mit 
nominal höherer Besteuerung wie 
zum Beispiel Deutschland geltend 
gemacht.

Bekannt geworden sind die 
 Fälle von Microsoft, Google, Ikea 
oder Starbucks. Die Kaffeehaus­
kette hatte 2011 unter anderem in 
Europa Gewinne von 30 Millionen 
Euro erwirtschaftet. Darauf wären 
normalerweise etwa acht Millionen 
Euro Steuern fällig geworden. 
 Tatsächlich bezahlt hat die nieder­
ländische Holdinggesellschaft 
 weniger als eine Million Euro. In 
Großbritan nien haben Kaffeelieb­
haber diese Praxis lautstark vor 
Starbucks­ Filialen angeprangert 
und einige sogar besetzt. 

 

Kritische Menschen in der 
Schweiz sprechen statt 
vom Bankgeheimnis vom 
Steuerhinterziehungs­
geheimnis.

!
Ablasshandel, Steueram­
nestien und Schlupflöcher 
laden zu gesellschafts­
schädlichen und kriminel­
len Handlungen ein.

!

Viele DAx­Konzerne 
 unterhalten Tochterfirmen 
in Steueroasen wie den 
Kaimaninseln.!

Fair teilen!

Steueroasen und Trutzburgen

Einnahmequellen weggekürzt
Beschäftigungsabbau bei Steuerbehörden zwischen 2007 und 2011, in Prozent
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Steuerfahnder/-innen und Betriebsprüfer/-in bringen für das Gemeinwesen meistens ein Vielfaches  
ihres Gehalts an Einnahmen. Trotzdem sind viele Stellen bei den Steuerbehörden dem Kürzungswahn 
bei der öffentlichen Beschäftigung zum Opfer gefallen.
Quelle: Europäischer Gewerkschaftsverband für den öffentlichen Dienst, EGÖD 2013
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Auch jede Menge deutscher 
Unternehmen sind dabei. Allein die 
Deutsche Bank hat mindestens 300 
Firmen und Trusts in verschiedenen 
Steueroasen. 

Krise – Anlass zum Umdenken? 
Spätestens mit der Zuspitzung 

der Krise in Zypern ist breiteren Be­
völkerungskreisen klar geworden, 
welche Schäden mit dem vermeint­
lichen Kavaliersdelikt Steuerhinter­
ziehung angerichtet werden. Die 
öffentlichen Haushalte bluten aus, 
die Regierungen exekutieren bru­
tale Kürzungen – nur die Reichen 
können sich ihrer Verantwortung 
für das Gemeinwesen entziehen. 

 

Bisher haben die Länder es mit 
der Steuererhebung nicht so genau 
genommen. Nicht nur in Griechen­
land. In fast allen europäischen 
Ländern wurde die Beschäftigung 
bei den Steuerbehörden reduziert. 
Allein in Deutschland fehlen nach 
den Bedarfszahlen der Arbeitgeber 
über 10.000 Steuerbeamte. 

Nun wird es für Steuerhinterzie­
her und Geldwäscher ungemüt­
licher. Nicht weil die Staatsmacht 
mit großem Eifer Licht ins Dunkel 
bringt. Sondern weil Hacker, 

Journalisten/­innen und Menschen 
aus der Finanzwelt es einfach satt 
haben, dass Steuerhinterziehung 
und Geldwäsche nicht ernsthaft 
verfolgt werden. Immerhin sieht 
sich die Politik jetzt in der Verant­
wortung zu handeln.

Steuerfahndung stärken, 
 Steueroasen austrocknen

Zur ernsthaften Bekämpfung 
von Steuerflucht und Steuerhinter­
ziehung ist Transparenz nötig  
und ein automatischer, grenzüber­
schreitender Datenaustausch zwi­
schen Banken und Steuerbehör­
den. Einen ersten Schritt hatte  
die EU mit ihrer Zinsrichtlinie schon 
2003 gemacht. Zumindest Infor­
mationen über Zinseinnahmen 
werden seither automatisch weiter­
geleitet. Allerdings haben sich 
 Luxemburg und Österreich sowie 
nicht EU­Staaten wie die Schweiz 
bisher nicht angeschlossen. Zudem 
werden nur Zinseinkünfte natür­
licher Personen erfasst. Andere 
 Kapitalerträge und die von Unter­

nehmen, Stiftungen und anderen 
oft zur Steuerflucht eingesetzten 
Konstruktionen bleiben außen vor.

Die USA sind einen Schritt wei­
tergegangen: Sie zwingen mit dem 
Foreign Account Tax Compliance 
Act (FATCA) weltweit Banken  
und alle anderen Finanzinstitute, 
Auskunft über die Konten von 
 US­Steuerpflichtigen zu geben. 
Auch die EU oder Deutschland 
könnten Finanzinstitute in Steuer­
oasen  verpflichten, die Kontodaten 
 weiterzugeben. 

Außerdem ist ein Online­Regis­
ter nötig, das die wahren Begüns­
tigten von Briefkastenfirmen in 
Steueroasen nennt. Finanztrans­
aktionen mit Steueroasen müssen 
mit einer hohen direkten Steuer 
belegt werden. Banken, die bei  
der Steuer flucht helfen, muss die 
Lizenz entzogen werden. Politi­
scher Wille  vorausgesetzt, können 
Steueroasen trockengelegt und 
Trutzburgen  geknackt werden.

Wir brauchen viel mehr 
und nicht immer weniger 
Personal bei der Steuer­
fahndung und beim 
 Steuervollzug.

!

haft straffrei und anonym geblie­
ben. Die Bundesrepublik hätte sich 
sogar verpflichtet, keine Steuer­
CDs aus der Schweiz mehr zu nut­
zen. „Staatlich organisierte Geld­
wäsche“, so ein  Kripo­Beamter aus 
Nordrhein­West falen. 

„Steuergestaltung“ oder „Steu­
eroptimierung“ heißt es vornehm, 
wenn international tätige Unter­
nehmen mit großem bürokrati­
schem Aufwand und an der 
 Grenze zur Legalität ihre Steuer­
zahlungen möglichst gering halten. 
Die Aktivitäten laufen immer 
 darauf hinaus, Gewinne sowie Ein­
nahmen aus Zinszahlungen oder 
 Lizenzgebühren bei Unternehmen 
des Konzerns in Ländern mit 
 niedriger Besteuerung anfallen  
zu lassen. Ausgaben und Verluste 
dagegen werden in Ländern mit 
nominal höherer Besteuerung wie 
zum Beispiel Deutschland geltend 
gemacht.

Bekannt geworden sind die 
 Fälle von Microsoft, Google, Ikea 
oder Starbucks. Die Kaffeehaus­
kette hatte 2011 unter anderem in 
Europa Gewinne von 30 Millionen 
Euro erwirtschaftet. Darauf wären 
normalerweise etwa acht Millionen 
Euro Steuern fällig geworden. 
 Tatsächlich bezahlt hat die nieder­
ländische Holdinggesellschaft 
 weniger als eine Million Euro. In 
Großbritan nien haben Kaffeelieb­
haber diese Praxis lautstark vor 
Starbucks­ Filialen angeprangert 
und einige sogar besetzt. 

 

Ablasshandel, Steueram­
nestien und Schlupflöcher 
laden zu gesellschafts­
schädlichen und kriminel­
len Handlungen ein.

!

Viele DAx­Konzerne 
 unterhalten Tochterfirmen 
in Steueroasen wie den 
Kaimaninseln.!



22 Über 100.000 Euro Vermögen 
hat jeder Bürger, jede Bürgerin 

in Deutschland. Im Durchschnitt. 
 Tatsächlich hat die ärmere Hälfte 
zusammen so gut wie nichts. Und 
viele Menschen spüren, dass sie es 
kaum jemals in den Fahrstuhl nach 
weiter oben schaffen werden.  
Auf der anderen Seite wächst das 
Vermögen der reichsten Deutschen 
um eine Million oder mehr – täg­
lich! Diese Spaltung haben auch 
Politiker inzwischen als Thema  
für den Wahlkampf erkannt. Mehr 
Gerechtigkeit ist deshalb noch 
 lange kein Selbstläufer.

Nicht nur in Sonntagsreden!
Sind jetzt alle für gerechtere 

Löhne? Dieser Eindruck drängt sich 
auf, weil neuerdings auch CDU/
CSU und FDP für „Lohnuntergren­
zen“ eintreten. Doch diese Gren­
zen soll es nur in Branchen geben, 
wo kein Tarifvertrag existiert. Und 
aushandeln sollen sie eine Kom­
mission aus Arbeitgebern und 
 Gewerkschaften. Unternehmer 

könnten sich eine Gewerkschaft 
suchen, zum Beispiel eine soge­
nannte christliche, die mit ihnen 
Verträge von 5,50 Euro abschließt. 
Letztlich würde so der von ver.di 
geforderte gesetzliche Mindestlohn 
von 8,50 Euro verhindert.

Sollen Vermögende und Groß­
verdiener künftig mehr zur Finan­
zierung öffentlicher Aufgaben 
 beitragen? Nicht alles, was in 
Wahlprogrammen steht, gilt auch 
noch nach den Wahlen. 1998 hatte 
es die kurz zuvor ausgesetzte Ver­
mögensteuer bis in den Koalitions­
vertrag der frisch gewählten rot­
grünen Bundesregierung geschafft.

Doch 2002 kam das Aus. Statt 
 Vermögensteuer gab es eine Steu­
eramnestie für Steuerflüchtlinge 
und die günstige Abgeltungsteuer 
für Kapitalerträge. Fluchtgeld sollte 
zur Rückkehr bewegt werden und 
so mehr Steuereinnahmen bringen. 
Das Gegenteil war der Fall.

Wird Steuerhinterziehung end­
lich ernsthaft verfolgt? Kanzlerin 
Merkel oder Bayerns Ministerpräsi­
dent Seehofer zeigten sich tief 
 enttäuscht über die aufgedeckten 
Fälle von Steuerflucht und Steuer­
hinterziehung der sogenannten 
Leistungsträger und Publikumslieb­
linge Hoeneß oder Rummenigge. 
Gefragt sind jetzt Taten, nicht Worte.

Initiativen und Bündnisse für 
faires Teilen haben viele Vorschläge 
für eine Politik der sozialen Ge­
rechtigkeit erarbeitet. Schön, wenn 
manche Forderungen nun in Pro­
gramme und Vorhaben der Partei­
en einfließen. Wer mehr Gerechtig­
keit will, muss sich aber auch 
dauerhaft für dieses Ziel einsetzen. 

Ungerechte Verteilung  
schadet allen

Ungerechte Verteilung ist  
ein Problem der gesamten Gesell­
schaft. Lange Zeit hat nur eine 
 kleine Schicht von Vermögenden 
vom Zuwachs der Wirtschaftsleis­
tung profitiert. Die realen Arbeits­
einkommen sind sogar gesunken. 
Der Einkommensanteil der reichs­
ten 10 Prozent ist von rund 30 auf 
fast 40 Prozent gestiegen – und 
damit wieder so hoch wie vor der 
Weltwirtschaftskrise ab 1929.

Branchenspezifische oder 
regional unterschiedliche 
Lohnuntergrenzen sollen 
einen einheitlichen, 
 gesetzlichen Mindestlohn 
verhindern.

!

Ohne gesellschaftlichen 
Druck erweisen sich gute 
Absichtserklärungen oft  
als leere Versprechungen. !

Fair teilen!

Fair teilen jetzt! 



23Ungleichheit schadet: Je größer 
die soziale Ungleichheit in einer 
Gesellschaft, desto häufiger sind 
die Menschen psychisch krank und 
haben Zukunftsängste, desto nied­
riger ist die Lebenserwartung, des­
to höher ist der Anteil von Gewalt, 
Drogenkonsum und Gefängnis­
insassen. 

Fair teilen in Europa  
und der Welt

Merkel und Barroso trimmen 
Europa auf „Wettbewerbsfähig­
keit“. Gemeint ist: mit niedrigen 
Kosten hohe Gewinne ermöglichen. 
Seien es Lohnkosten, Steuern, 
 Kosten des Sozialstaats oder Kos­
ten für Verbrauch von Ressourcen 
oder Erhalt der Umwelt. Diese ein­
seitige Orientierung führt zu  einem 
Wettlauf nach unten. Löhne, 
 Steuereinnahmen des Staates, 
Rechte der Beschäftigten werden 
dem Mantra der „Wettbewerbs­
fähigkeit“ geopfert.

In Deutschland haben Wirt­
schaft und Politik bis zur Krise die 
so verstandene Wettbewerbsfähig­
keit vorangetrieben. Die Lohnent­
wicklung war die schlechteste in 
Europa, die Staatsausgaben stiegen 
am langsamsten, die inländische 
Nachfrage kam nicht vom Fleck. 
Die Strategie der „nachholenden“ 
Kürzung bei den Handelspartnern 
muss scheitern, weil nicht alle Län­
der Überschüsse erwirtschaften 
können.

Die Negativspirale muss unter­
brochen werden. Dazu brauchen 
wir garantierte Mindeststandards 
bei Einkommen und Arbeitnehmer­
rechten. In einem gemeinsamen 
Währungsraum wie der Eurozone 
ist darüber hinaus eine Koordinie­
rung von Wirtschafts­ und Finanz­
politik nötig. Angesichts der katas­
trophalen Lage in den südlichen 
Euroländern müssen weitere Kür­
zungen sofort gestoppt und statt­
dessen eine Strategie für sozial­
ökologisches Wachstum eingeleitet 
werden, die den Menschen wieder 
Hoffnung und Perspektive gibt. 

Fair teilen bei Löhnen  
und Gewinnen

Fair teilen bei Löhnen und 
 Gewinnen heißt, dass alle von ihrer 
Arbeit leben können müssen und 
am Produktivitätsfortschritt betei­
ligt werden. Wer alt oder krank ist, 
braucht sozialen Ausgleich.

Wer mehr Verteilungsgerechtig­
keit will muss den Niedriglohn­
sektor austrocknen und die großen 
Lebensrisiken sozialstaatlich absi­
chern. Wir brauchen den gesetz­
lichen Mindestlohn von zunächst 
mindestens 8,50 Euro pro Stunde, 
Gleichbezahlung und Gleichbe­
handlung von Leiharbeit, Umwand­
lung von Minijobs in reguläre 
 Beschäftigung und bessere Allge­
meinverbindlichkeit von Tarifver­
trägen. Fair teilen beinhaltet auch, 
dass Beschäftigte Familie und Beruf 
vereinbaren können und gute Re­
gelungen zum Gesundheitsschutz 
bei der Arbeit haben.

Die sozialen Sicherungssysteme 
müssen vor Armut schützen und 
den Lebensstandard sichern. 
 Gesundheit und Lebenserwartung 
darf nicht vom Geldbeutel abhän­
gen. Statt Zuzahlungen und immer 
mehr privater Vorsorge wollen  
wir die Bürgerversicherung mit be­
darfsgerechten Leistungen für alle. 
Wir wollen eine armutsfeste Rente, 
die Rückabwicklung der Rente  
mit 67 und der Absenkung des 
Rentenniveaus. Mit einer besseren 
Lohnentwicklung, leicht steigen­
den Beiträgen statt privater Zusatz­
vorsorge, der paritätischen Betei­

Wir wollen Wettbewerb 
um die besten Lebens­
bedingungen für die 
 Menschen, statt um die 
niedrigsten Lohnkosten 
und schlechtesten Arbeits­
bedingungen. 

!
Mehr Verteilungsgerechtig­
keit bedeutet heute kon­
kret: Höhere Löhne und 
 Sozialeinkommen und 
mehr Zeit für gesellschaft­
liches und privates Leben. 

!
Hier soll etwas geändert werden So viel fließt mehr in die Staatskasse

Millionärsabgabe (zehn Jahre lang jährlich) + 30 Milliarden Euro

Vermögensteuer (dauerhaft) + 20 Milliarden Euro

höhere Steuer auf große Erbschaften + 6 Milliarden Euro

höhere Steuern auf Kapitalerträge und hohe 
 Einkommen, geringere auf niedrige Einkommen

+ – 0 Milliarden Euro

mehr Steuern von finanzstarken  Unternehmen + 22 Milliarden Euro

Finanztransaktionssteuer + 10 Milliarden Euro

besserer Steuervollzug, Steuerbetrug bekämpfen + 12 Milliarden Euro

Insgesamt Mehreinnahmen jährlich +   100 Milliarden Euro
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ligung der Arbeitgeber und einem 
stärkeren Solidarausgleich kann 
dies auch finanziert werden.

Fair teilen bei der Steuer 
Auch wenn der Bund und etliche 

Kommunen kaum noch auf neue 
Schulden angewiesen sind: Für vie­
le Städte und Bundesländer gilt das 
nicht, die meisten haben es erkauft 
mit massiven Leistungskürzungen 
und Verschleiß öffentlicher Infra­
struktur. Zusätzlich ist die öffent­
liche Verschuldung durch die 
 Finanzmarktkrise sprunghaft an­
gestiegen. Wer in Zukunft eine 
ausreichende Zahl an Kitaplätzen, 
 weiterhin Bibliotheken, Jugendclubs 
und Schwimmbäder, moderne 
Schulen und Universitäten oder 
mehr als nur notdürftig geflickte 
Straßen nutzen will, muss sich für 
ausreichende öffentliche Einnah­
men einsetzen.

Das „Konzept Steuergerechtig­
keit“ von ver.di bringt für die 
 Aufgaben von Bund, Ländern und 
Gemeinden dauerhafte Mehrein­
nahmen von jährlich 70 Milliarden 
Euro. Dazu hat ver.di eine höhere 
und effektivere Besteuerung von 
großen Vermögen und Erbschaften, 
hohen Einkommen, Unterneh­
mensgewinnen, Kapitalerträgen 
und Finanztransaktionen vorge­
schlagen. Der Steuervollzug  
soll gestärkt, Steuerflucht und 
 ­hinterziehung entschiedener 
 bekämpft werden. Beschäftigte  
mit geringerem und mittlerem Ein­
kommen werden dagegen entlas­
tet. Zusätzlich soll oberhalb eines 
Freibetrags von einer Million Euro 
eine einmalige Vermögensabgabe 
erhoben werden, die innerhalb  
von zehn Jahren 300 Milliarden 
Euro einbringt. Diese Abgabe soll 
die Belastungen für unser Gemein­
wesen reduzieren, die durch die 
 Finanz­, Wirtschafts­ und Eurokrise 
entstanden sind.

Gerechtigkeit gibt es  
nicht geschenkt

„Soziale Gerechtigkeit – davon 
reden fast alle. Dass wir mehr 
 Gerechtigkeit brauchen, meinen 
sehr viele. Ob wir die auch bekom­
men, bezweifeln nicht wenige. 
Deswegen müssen wir über Fair 
teilen  reden und darüber, wie  
man mehr Gerechtigkeit schafft.“ 
Mit diesem Aufruf warb ein breites 
Bündnis von Gewerkschaften, 
 sozialen B ewegungen, Stiftungen 
und Verbänden für den Kongress: 
„Umverteilen.Macht.Gerechtig­
keit“ vom Mai 2013. 

Gemeinsam mit den Bündnis­
organisationen werden wir uns 
weiterhin dafür einsetzen, dass es 
nicht bei Worten bleibt, sondern 
Taten folgen.

Deutschland ist ein Niedrig­
steuerland bei gewinn­  
und vermögensbezogenen 
Steuern, aber ein Hoch­
steuerland für Beschäftigte.

!

Fair teilen!

Die 1:12­Initiative der  
Juso Schweiz

Die Schweizer Großbank UBS 
musste mit öffentlichen Geldern 
in Höhe von insgesamt 76 Milliar­
den Franken vor dem Konkurs 
 gerettet werden. Wenige Wochen 
darauf gab die Bank bekannt, 
dass sie trotzdem drei bis vier 
 Milliarden Franken an Boni auszu­
zahlen gedenke. Dies löste in der 
Bevölkerung eine Welle der Ent­
rüstung aus. Die Schweizer Jung­
sozialisten/innen haben daraufhin 
die nötigen Unterschriften für 
eine Volksinitiative „1:12 – Für 
gerechte Löhne“ gesammelt,  
die Folgendes verlangt: „Der 
höchste von einem Unternehmen 

bezahlte Lohn darf nicht höher 
sein als das Zwölffache des tiefs­
ten vom gleichen Unternehmen 
bezahlten Lohnes.” Die Abstim­
mung zu dieser Initiative findet  
im November 2013 oder im Früh­
jahr 2014 statt.

75 Prozent Spitzensteuersatz 
in Frankreich

Im Wahlkampf hatte der jetzi­
ge französische Staatspräsident 
Hollande einen Spitzensteuersatz 
von 75 Prozent gefordert und ihn 
nach seiner Wahl auch umgesetzt, 
allerdings technisch nicht korrekt: 
Nur Einzelpersonen mit einem 
Jahreseinkommen über einer 
 Million Euro hätten ihn zahlen 

müssen, egal ob allein oder mit 
Familie. Hätten in einer Familie 
beide  Eltern je 900.000 Euro Jah­
reseinkommen, blieben sie außen 
vor. Das muss nachgebessert wer­
den, ist aber bisher nicht passiert. 
Möglicherweise weil Reiche wie 
der Schauspieler Depardieu mit 
großem Getöse das Land verlas­
sen haben. Ob es einen Massen­
exodus von Millionären geben 
würde, ist sehr fraglich. Den gibt 
es auch nicht aus Schweden, wo 
der Spitzensteuersatz bei 56 Pro­
zent liegt. Deutlich höhere Spit­
zensteuersätze waren bis Anfang 
der 1980er­Jahre weit verbreitet, 
zum Beispiel 70 Prozent in den 
USA.
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Datenquellen zu den Vermögen und ihrer Verteilung

Ausgewählte Quellen und Literatur

Informationen im Internet

Alle Angaben zum Umfang und zur 
Verteilung der Vermögen sind Schät-
zungen und mit Bewertungsproble-
men verbunden.

Statistisches Bundesamt und Bun-
desbank veröffentlichen gemeinsam 
Sektorale und gesamtwirtschaftliche 
Vermögensbilanzen. Das Nettover-
mögen der Privaten Haushalte belief 
sich danach Ende 2011 auf 9,3 Billio-
nen Euro. Es umfasst im Wesentlichen 
 Anlagegüter, Bauten, Bauland sowie 
Geldvermögen inklusive Wertpapiere 
und Beteiligungen an Unternehmen, 
abzüglich Kredite und  andere Verbind-
lichkeiten, ohne Gebrauchsvermögen. 
Auf diesen Daten beruhen unsere 
 Angaben zur Gesamtsumme von Ver-
mögen und die Vermögensuhr auf  
www.vermoegensteuerjetzt.de.

Das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW) veröffentlicht 

Zahlen über die Vermögen der 
 privaten Haushalte und ihre Ver teilung 
auf Basis  einer großen Haushaltebe-
fragung, dem Sozioökonomischen 
 Panel (SOEP). Die letzte vorliegende 
Auswertung  bezieht sich auf 2007, 
daraus ergab sich ein Nettovermögen 
von 6,6 Billionen Euro (vgl. DIW- 
Wochenbericht 4/2009). Da in dieser 
 Datengrundlage die sehr Reichen aber 
nur unzureichend erfasst sind, hat  
das DIW 2010 eine Hinzuschätzung 
des Vermögens der Millionäre auf  
der  Basis der Liste der 300 reichsten 
Deutschen des  Manager-Magazins für 
2007 vorgenommen. Es ergibt sich ein 
Nettovermögen von 7,2 Billionen Euro 
und eine deutlich höhere Konzentrati-
on der Vermögen, die realistischer 
 erscheint (vgl. DIW Berlin, Aufkom-
mens- und Verteilungswirkungen 
 einer Grünen Vermögensabgabe, 

 Kapitel 3.5.). Auf diesen Verteilungs-
daten beruhen unsere Angaben  
zur Vermögensverteilung und Schät-
zungen zum Aufkommen von Vermö-
gensteuer und Vermögensabgabe. 
Eine Tabelle mit DIW-Zahlen zur 
 Vermögensverteilung ist hier:  
https://wipo.verdi.de/wirtschafts-
politik_aktuell/data/DIW-Zahlen.pdf

Die Angaben zur Vermögensver-
teilung im Armuts- und Reichtums-
bericht der Bundesregierung 2013 
 beruhen hauptsächlich auf Daten der 
Einkommens- und Verbrauchstich-
probe (EVS) für 2008. Diese ergibt  
ein Nettovermögen der privaten 
 Haus halte von rund 4,6 Billionen  
Euro. Auch hier sind die sehr großen 
 Vermögen kaum erfasst, sowohl die 
 Angaben zur  Gesamtsumme als auch 
zur Konzen tration der Vermögen sind 
 unrealistisch niedrig.

n  Stefan Bach: Vermögensabgaben: 
ein Beitrag zur Sanierung der 
Staatsfinanzen in Europa, in:  
DIW-Wochenbericht 28/2012

n  Stefan Bach, Martin Beznoska: 
 Vermögensteuer: Erhebliches 
 Aufkommenspotential trotz 
 erwartbarer Ausweichreaktionen, 
DIW Wochenbericht 42-2012

n  DGB-Bundesvorstand: Ein Marshall-
plan für Europa. Vorschlag des 
 Deutschen Gewerkschaftsbundes  
für ein Konjunktur-, Investitions- und 
Aufbauprogramm für Europa, 2012

n  Cornelia Heintze: Die Straße des 
 Erfolgs. Rahmenbedingungen, Um-
fang und Finanzierung kommunaler 
Dienste im deutsch-skandinavischen 
Vergleich, Marburg 2013

n  OECD: Divided we stand: Why 
 Inequality keeps rising, Paris 2011

n  Claus Schäfer: Wege aus der 
Knechtschaft der Märkte – WSI- 
Verteilungsbericht 2012, in:  
WSI-Mitteilungen 8/2012

n  ver.di Bundesvorstand: Vermögens-
abgabe und Vermögensteuer, Posi-
tionen und Forderungen der Verein-
ten Dienstleistungsgewerkschaft, 
Wirtschaftspolitische Informationen 
5/2012

n  Joachim Wieland: Vermögens-
abgaben im Sinne von Art. 106 
Abs. 1 Nr. 5 GG, 2012

n  Richard Wilkinson, Kate Pickett: 
Gleichheit ist Glück. Warum 
 gerechte Gesellschaften für alle 
besser sind. 4. Auflage. Hamburg/
Berlin 2010

n  Blog Steuergerechtigkeit:  
http://steuergerechtigkeit.blogspot.de

n  Bündnis Umfairteilen –  
Reichtum besteuern!  
http://umfairteilen.de/start/info

n  Europäischer Gewerkschaftsbund 
des Öffentlichen Dienstes, 
 Kampagne gegen Steuerbetrug: 
http://www.notaxfraud.eu

n  Kongress Umverteilen.Macht. 
Gerechtigkeit: http://www.umver-
teilen-macht-gerechtigkeit.eu

n  Sozialpolitik aktuell:  
http://www.sozialpolitik-aktuell.de/
kontrovers---das-aktuelle-thema-
neue-armut-in-deutschland.html

n  ver.di Wirtschaftspolitik:  
http://wipo.verdi.de
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